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Woche 14 Donnerstag, 2. April 2020

Diese Ausgabe erscheint 
auch online

Aktuelles: 
-  Allgemeinverfügung der 
Gemeinde über die häus-
liche Absonderung und 
weiteren Maßnahmen von 
Personen, die mit dem 
Corona-Virus (Erkrankung 
COVID-19; Virusname 
SARS-CoV-2) infiziert sind 
und deren Kontaktperso-
nen der Kategorie I zur 
Eindämmung und zum 
Schutz vor der Verbrei-
tung des Corona-Virus.

  (s. Amtliche Bekanntma-
chungen).

In unserer Gemeinde gibt es Personen, die älteren und kran-
ken Mitbürgern gerne Hilfe bei Erledigungen, wie z.B. Einkäufe 
übernehmen, Postgänge erledigen usw. anbieten möchten. 
Wenn Sie bedürftig sind, dürfen Sie sich gerne direkt telefo-
nisch bei folgenden Personen melden:

Ansprechpartner Telefon-Nr.

Pfarramt Ebd. Ailyn Klein 71 02

Privatperson 
aus Eberdingen Ailyn Klein 7 85 00

Privatperson 
aus Nussdorf Julia Schwerdtle 97 99 62

TSV Nussdorf Peter Klein 0174 / 3365850

TSV Nussdorf Karlheinz Dieterle 0152 / 01584479

Privatperson 
aus Hochdorf Ann-Cathrin Angermeyer 0151 / 20765633

Selbstverständlich können Sie sich auch in der Verwaltung bei 
Frau Heike Schmid unter der Tel.- Nr. 799-302 oder per E-Mail 
heike.schmid@eberdingen.de melden. Sie wird den Kontakt an 
die jeweiligen Helfer vermitteln.

Auch wer diesen Dienst noch als Helfer unterstützen möchte, 
darf sich gerne bei Frau Schmid melden!

H I L F E A N G E B O TH I L F E A N G E B O T
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Notdienste

Notrufe

Notruf Tel. 112
Feuernotruf Tel. 112
Polizeiposten Vaihingen/Enz Tel. 941-0

Ärztlicher Notfalldienst
Krankenhaus Leonberg, Rutesheimer Str. 50, 71229 Leonberg
Zuständig für Eberdingen (Eberdingen, Hochdorf/Enz, Nussdorf)

Öffnungszeiten der Notfallpraxis:
Montag, Dienstag und Donnerstag: 18.00 - 22:00 Uhr
Mittwoch: 14:00 - 24.00 Uhr
Freitag: 16:00 - 24.00 Uhr
Samstag, Sonntag, Feiertag: 07:00 - 22.00 Uhr

Nach 22 Uhr bzw. nach 24 Uhr am Mittwoch und Freitag erfolgt die 
Versorgung von Notfallpatienten, die zu Fuß kommen können, durch die 
Notfallambulanz des Krankenhauses. Hausbesuche werden weiterhin über 
die Notfallpraxis besorgt. Sie erreichen die Notfallpraxis Leonberg und den 
allgemeinärztlichen Bereitschaftsdienst für Hausbesuche.

Notfalldienst der Kinder- und Jugendärzte

Bei akuten Erkrankungen und anderen Notfällen: Notfallpraxis für Kinder und 
Jugendliche im Klinikum Ludwigsburg, Posilipostr. 4, 71640 Ludwigsburg. 
Öffnungszeiten: Montag - Freitag 18.00 Uhr bis am nächsten Morgen um 
8.00 Uhr; Samstag, Sonntag und an Feiertagen ganztags von 8.00 Uhr bis 
am nächsten Morgen um 8.00 Uhr. Eine telefonische Anmeldung ist nicht 
erforderlich, bitte bringen Sie die Versichertenkarte mit. Die Notfallpraxis 
ist Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr geschlossen.

Zahnärztlicher Notfalldienst

Zu erfragen unter Telefon (0711) 7877733

Sonntagsdienst der Tierärzte

Samstag, 04.04. / Sonntag, 05.04.
TA Khelladi, 71665 Vaihingen/Enz, Tel. 07042/950248

Sozialstation Vaihingen

Bitte beachten:
Ab 15.02. neue Adresse: Friedrichstraße 10, 71665 Vaihingen/Enz, Tel.: 18900
Andreaestraße 16/1, 71665 Vaihingen an der Enz
Ambulante Alten- und Krankenpflege
Telefon 18900
Haushaltsnaher Dienst mit Familienpflege
Telefon 18900
Betreuungsgruppe für Demenzkranke
Anmeldung unter Tel. 18954
Beratungsbesuche und Pflegekurse
Telefon 18900

Wochenenddienst der Sozialstation

Samstag, 04.04. / Sonntag, 05.04.
Attia Shahin, Martina / Lanik, Kerstin / Roth, Angela
Aus datenschutzrechtlichen Gründen dürfen vereinzelnde Pflegekräfte nicht 
benannt werden

Freie Hebamme

Alicia Schmidt, Weizenstr. 2
71665 Vaihingen/Enz, Tel. (07042) 78460   

Kath. Hauspflegewerk Schwieberdingen

Im Seelach 13, 71701 Schwieberdingen
Tel. und Fax (07150) 353212

DRK-Kreisverband Ludwigsburg

Mobil mit Vorwahl (07141) 19222
Ambulante Pflege (07141) 121111
Allgemeine Sozialarbeit – Beratungsangebote: (07141) 121 235
Mobile Soziale Dienste
(Fahrdienste für Behinderte – Nulltariffahrten) (07141) 120 222
Essen auf Rädern Tel. (07141) 120 239
Hausnotruf – Auch im Alter sicher zu Hause leben (07141) 120 239

Beratung bei Trennung und Scheidung
Anmeldung unter Tel. (07141) 121-0
Beratung für barrierefreies Bauen und Wohnen (07141) 121245
Ambulantes betreutes Wohnen für psychisch Kranke
(07141) 121231
Ausbildungen Erste Hilfe
Anmeldung, Termine (07141) 121-0 oder unter
www.drk-ludwigsburg.de
Auskünfte (07141) 120245

Sozialverband VdK Nordwürttemberg

Kurfürstenstr. 9, 71636 Ludwigsburg, Tel. (07141) 9113500

Frauen für Frauen e.V.

Abelstr. 11, 71634 Ludwigsburg
Beratungen für Frauen in den Bereichen:
Krisen, Beziehungsprobleme, Trennung, sexuelle Gewalt, Essstörungen, Mob-
bing
Terminvereinbarung (07141) 220870
Interventionsstelle gegen häusliche Gewalt (07141) 649443
Frauenhaus (07141) 901170
Beratung und Aufnahme von misshandelten Frauen und ihren Kindern
Wochenendnotruf LUNO (07141) 901170
Notruf für Frauen in akuten Gewaltsituationen

Sozialpsychiatrischer Dienst Landkreis Ludwigsburg

Königsallee 59, 71638 Ludwigsburg  
Ambulante Beratung und Betreuung psychisch kranker Menschen
und deren Angehörige Tel. (07141) 144 2029

Notruf für vergewaltigte und misshandelte Frauen und  
Mädchen LB e.V.

Hahnenstr. 47, 71634 Ludwigsburg-Eglosheim Tel. (07141) 378496

Kompetenzzentrum Kindertagesbetreuung  
Landratsamt Ludwigsburg

Postadresse: Hindenburgstr. 40, 71638 Ludwigsburg
Besucheradresse: Martin-Luther-Str. 26, 71636 Ludwigsburg
Zuständigkeitsbereich: Eberdingen, Vaihingen an der Enz.
Tel.: 07141 144-5233

Kinder- und Jugendtelefon 0800/111 0 333

montags bis samstags von 14.00 – 20.00 Uhr

Elterntelefon 0800/111 0 550

montags bis freitags 09.00 – 11.00 Uhr
dienstags und donnerstags 17.00 Uhr bis 19.00 Uhr

DemenzZentrum

Betreuungsgruppe für Betroffene von Demenzkrankheiten, Alzheimer-Patien-
ten und verwirrte alte Menschen
Bahnhofstr. 86, 75417 Mühlacker Tel. (07041) 814690

Bestattungswesen

Bei einem Todesfall mit Beerdigung des Verstorbenen in der Gemeinde bitte 
unmittelbar an den Bestattungsordner Hubert Scholl, Hintere Straße 3, 
Wiernsheim-Iptingen, Tel. (07044) 5569 oder 8304 wenden.

Apothekennotdienstplan (Mühlacker/Vaihingen und Umgebung)

03.04. Central Apotheke, Mühlacker, Bahnhofstr. 42, Tel. 07041/8106946
04.04. Enz Apotheke, Vaihingen (Enzweihingen), Vaihinger Str. 4, 
Tel. 07042/5431
05.04. Herz-Apotheke, Mühlacker, Bahnhofstr. 32, Tel. 07041/817522
06.04. Kloster-Apotheke, Horrheim, Klosterbergstr. 42, Tel. 07042/3058
Rosen-Apotheke, Wiernsheim, Wurmberger Str. 13, Tel. 07044/5027
07.04. Stadt-Apotheke, Maulbronn, Frankfurter Str. 30, Tel. 07043/900100
08.04. Sonnen-Apotheke, Mühlacker- Enzberg, Kieselbronner Str. 14, 
Tel. 07041/6130
Schloss-Apotheke, Hemmingen, Hauptstr. 9, Tel. 07150/916791
09.04. Schloss Apotheke Vaisana, Vaihingen, Andreaestr. 16/1, 
Tel. 07042/3768100
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Urlaubsbedingt bleiben die
Verwaltungsstelle Hochdorf 

vom 14.04. bis 17.04.2020
und das Einwohnermeldeamt Eberdingen

vom 14.04. bis 20.04.2020
geschlossen.

In dringenden Angelegenheiten wenden Sie sich bitte an 
Silvia Stollsteimer in der Verwaltungsstelle Nussdorf. Sie ist 

wie folgt erreichbar:
Vom 15. bis 17.04. von 8:30 bis 11:30 Uhr 

unter der Tel. 98081 oder
per E-Mail: rathaus.nussdorf@eberdingen.de 

Die vorgesehene Öffnung der Kleiderkammer  
am 8.4.2020 enfällt!

Wir hoffen, dass wir die folgenden Termine  
13.5. oder 10.6. einhalten können!

Wir werden rechtzeitig im Mitteilungsblatt darüber berichten!
Bleiben Sie gesund!!!

Amtliche Bekanntmachungen

Sehr geehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger,
nachfolgend finden Sie die 

Allgemeinverfügung der Gemeinde 
über die häusliche Absonderung und weiteren Maßnah-

men von Personen, die mit dem Corona-Virus (Erkrankung 
COVID-19; Virusname SARS-CoV-2) infiziert sind und deren 
Kontaktpersonen der Kategorie I zur Eindämmung und zum 

Schutz vor der Verbreitung des Corona-Virus
die ab dem 01.04.2020 in Kraft getreten ist.

Sie regelt 
· wer „Infizierter“ ist und 
· wer Kontaktperson der Kategorie I ist.
Diese beiden Personengruppen unterliegen seit dem 01.04.2020 
(seit der Bekanntmachung auf der Homepage der Gemeinde) 
unmittelbar den Anordnungen der Allgemeinverfügung, auch 
ohne dass ein persönlicher Bescheid an Sie ergeht/ergan-
gen ist.

Infizierte erhalten zudem vom Gesundheitsamt eine Info, in der 
sie aufgefordert werden, die Daten der Kontaktpersonen an die 
Gemeinde zu übermitteln.
Bitte prüfen Sie sorgfältig und verantwortungsbewusst, ob sie zu 
diesen Personengruppen gehören. 
Wenn ja, befolgen Sie unbedingt die Anweisungen. Sie tragen 
so dazu bei, eine schnelle Ausbreitung des Corona-Virus abzu-
mildern.
gez. Peter Schäfer
Bürgermeister

Erlass
Die Gemeinde Eberdingen erlässt nach §§ 28 Abs. 1, 29, 30 
des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) i.V.m. § 1 Abs. 6 der Ver-
ordnung des Sozialministeriums über Zuständigkeiten nach dem 
Infektionsschutzgesetz (IfSGZustV) i.V.m. § 35 Satz 2 Landesver-
waltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) i.V.m. § 1 Abs. 5 der Verord-
nung des Innenministeriums zur Durchführung der Gemeindeord-
nung (DVO GemO) als zuständige Ortspolizeibehörde folgende

Allgemeinverfügung 
über die häusliche Absonderung und weiteren Maßnahmen 
von Personen, die mit dem Corona-Virus (Erkrankung CO-
VID-19; Virusname SARS-CoV-2) infiziert sind und deren 
Kontaktpersonen der Kategorie I zur Eindämmung und zum 
Schutz vor der Verbreitung des Corona-Virus
I. Verfügungen gegenüber Personen, die mit dem Virus 
SARS-CoV-2 infiziert sind
1.  Infizierte haben sich - unverzüglich und ohne weitere An-

ordnung - zur Absonderung in häusliche Quarantäne in ihre 
Wohnung zu begeben, sobald sie von der Gemeinde Eber-
dingen, dem Labor, ihrem Arzt oder dem Gesundheitsamt 
Kenntnis darüber erhalten haben, dass sie mit dem Virus 
SARS-CoV-2 infiziert sind. Als infiziert gelten Personen, die 
positiv auf das Virus SARS-CoV-2 getestet wurden.

  Infizierten ist es während der Absonderung untersagt, ihre 
Wohnung ohne ausdrückliche Zustimmung des Gesundheits-
amtes zu verlassen. Dies gilt nicht, sofern ein Verlassen der 
Wohnung zum Schutz von Leben oder Gesundheit zwingend 
erforderlich ist (z.B. Hausbrand, medizinischer Notfall).

2.  Die Absonderung gilt bei Infizierten ab Auftreten der Krank-
heitssymptome; bei Verläufen ohne erkennbare Symptome 
ab Abnahme des Testabstrichs. Die Absonderung dauert 
mindestens 14 Tage. Sofern nach 14 Tagen noch Sympto-
me bestehen, endet die Quarantäne erst nach 48 Stunden 
Symptomfreiheit (nach Rücksprache mit der ärztlichen Be-
treuung).

3.  Infizierten ist es für die Dauer der Absonderung untersagt, 
Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem Haus-
halt angehören.

4.  Infizierte haben nach Bekanntwerden der Infektion bzw. Auf-
treten der Symptome unverzüglich ihre Kontaktpersonen ge-
mäß II. Ziffer 1. dieser Allgemeinverfügung zu ermitteln und 
zu informieren.

 a.  Infizierte haben nach Bekanntwerden der Infektion bzw. 
Auftreten der Symptome soweit möglich unverzüglich ihre 
Kontaktpersonen darüber zu informieren, dass sie Kon-
taktperson der Kategorie I sind und für sie die Regelungen 
für Kontaktpersonen im Sinne dieser Allgemeinverfügung 
gelten. Infizierte haben ihre Kontaktpersonen darauf hin-
zuweisen, dass diese die vorliegende Allgemeinverfügung 
zu beachten haben, soweit sie ihren Wohnsitz in der Ge-
meinde Eberdingen haben.

 b.  Infizierte haben eine Liste über ihre Kontaktpersonen zu 
erstellen. Zu benennen sind alle Personen i.S. von II. Ziffer 
1. dieser Allgemeinverfügung, mit denen der Infizierte im 
Zeitraum von 48 Stunden vor Auftritt der Symptome bis 
zum Zeitpunkt der häuslichen Absonderung bzw. bis zur 
Mitteilung des positiven Testergebnisses auf das Virus 
SARS-CoV-2 durch das Gesundheitsamt Kontakt hatte. 
Sollten keine Symptome vorliegen, so gilt der Zeitraum 
ab 48 Stunden vor Abnahme des Testabstrichs. Die Liste 
muss soweit möglich Vor- und Nachnamen sowie An-
schrift der Kontaktperson und eine Information darüber 
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enthalten, ob die Kontaktperson durch den Infizierten in-
formiert werden konnte. Soweit dem Infizierten bekannt, 
ist ferner die Erreichbarkeit der Kontaktperson anzugeben 
(z.B. Telefonnummer bzw. E-Mail-Adresse).

 c.  Infizierte haben die Liste mit den entsprechenden Kon-
taktpersonen unverzüglich vorzulegen. Die Übersendung 
erfolgt an die E-Mail-Adresse buergermeisteramt@eber-
dingen.de, falls dies nicht möglich ist, per Post an Bür-
germeisteramt Eberdingen, Stuttgarter Straße 34, 71735 
Eberdingen.

  Soweit Infizierte nicht in der Lage sein sollten, ihre Kontakt-
personen selbst zu informieren, selbst eine Liste über ihre 
Kontaktpersonen zu erstellen oder diese zu übermitteln, ha-
ben sie unverzüglich die Gemeinde Eberdingen hierüber zu 
informieren. 

II. Verfügungen gegenüber Kontaktpersonen der Kategorie I
1.  Kontaktpersonen der Kategorie I haben sich ebenfalls - un-

verzüglich und ohne weitere Anordnung - zur Absonderung 
in häusliche Quarantäne in ihre Wohnung zu begeben, sobald 
sie von dem Infizierten, der Gemeinde Eberdingen oder dem 
Gesundheitsamt Kenntnis darüber erhalten, dass sie Kon-
taktperson der Kategorie I sind. 

Kontaktpersonen der Kategorie I ist es während der Absonde-
rung untersagt, ihre Wohnung ohne ausdrückliche Zustimmung 
des Gesundheitsamtes zu verlassen. Dies gilt nicht, sofern ein 
Verlassen der Wohnung zum Schutz von Leben oder Gesundheit 
zwingend erforderlich ist (z.B. Hausbrand, medizinischer Notfall).
Als Kontaktpersonen der Kategorie I gelten Personen, die zu 
einem Infizierten gemäß I. Ziffer 1. dieser Allgemeinverfügung 
im Zeitraum von 48 Stunden vor Auftreten der Symptome bis 
48 Stunden nach Symptomlosigkeit des Infizierten oder sofern 
keine Symptome vorlagen, 48 Stunden vor Abnahme des Test-
abstrichs oder während der Absonderung des Infizierten
-  mindestens kumulativ 15-minütigen Gesichts- ("face-to-face") 
Kontakt, z.B. im Rahmen eines Gesprächs mit einem Infizierten 
hatten. Dazu gehören z.B. Personen aus Lebensgemeinschaf-
ten im selben Haushalt.

-  direkten Kontakt zu Sekreten oder Körperflüssigkeiten von 
Infizierten, insbesondere zu respiratorischen Sekreten eines 
Infizierten, wie z.B. durch Küssen, Kontakt zu Erbrochenem, 
Mund-zu-Mund Beatmung, Anhusten, Anniesen, etc. hatten.

-  als medizinisches Personal zu einem Infizierten im Rahmen von 
Pflege oder medizinischer Untersuchung mit weniger als zwei 
Meter Abstand Kontakt hatte, ohne dabei Schutzausrüstung 
zu tragen.

2.  Die Absonderung gilt bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
ab dem letzten Kontakt zu der infizierten Person. Die Abson-
derung dauert mindestens 14 Tage. Sofern nach 14 Tagen 
noch Symptome bestehen, endet die Quarantäne erst nach 
48 Stunden Symptomfreiheit (nach Rücksprache mit der 
ärztlichen Betreuung). 

Bei Kontaktpersonen der Kategorie I, die mit dem Infizierten in 
einer Haushaltsgemeinschaft leben, bestimmt sich die Berech-
nung der Quarantänedauer abweichend nach den Vorgaben 
für den Infizierten gemäß I. Ziffer 2. dieser Allgemeinverfügung. 
Demnach gilt für die gesamte Haushaltsgemeinschaft (Infizierte 
und Kontaktpersonen) eine gemeinsame 14-tägige Quarantäne. 
Sofern eine weitere Person der Haushaltsgemeinschaft in dieser 
Zeit nachweislich erkrankt oder Symptome zeigt, verlängert sich 
die Quarantäne von diesem Zeitpunkt an für die bisher nicht 
infizierten Mitglieder der Haushaltsgemeinschaft einschließlich der 
neu erkrankten Person um weitere 14 Tage und endet erst nach 
48 Stunden Symptomfreiheit.  
3.  Kontaktpersonen der Kategorie I ist es für die Dauer der Ab-

sonderung untersagt, Besuch von Personen zu empfangen, 
die nicht ihrem Haushalt angehören.

4.  Für dringend benötigte Beschäftigte im Gesundheits- und 
Pflegewesen können vom Gesundheitsamt auf Antrag Aus-
nahmen für Kontaktpersonen der Kategorie I von der An-
ordnung der häuslichen Quarantäne nach pflichtgemäßem 
Ermessen gestattet werden. 

5.  Für die Zeit der Absonderung gemäß II. Ziffer 2. dieser All-
gemeinverfügung unterliegen Kontaktpersonen der Kategorie 
I ab Beginn der Absonderung der Beobachtung gemäß § 
29 IfSG. Während der Zeit der Absonderung haben Kontakt-
personen der Kategorie I die erforderlichen Untersuchungen 

und Entnahmen von Untersuchungsmaterial durch die Be-
auftragten des Gesundheitsamtes an sich vornehmen zu las-
sen, insbesondere erforderliche äußerliche Untersuchungen, 
Abstriche von Haut und Schleimhäuten, Blutentnahmen und 
Röntgenuntersuchungen, sowie das erforderliche Untersu-
chungsmaterial auf Verlangen bereitzustellen. 

6.  Kontaktpersonen der Kategorie I sind ferner verpflichtet, für 
die Zeit der Absonderung gemäß II. Ziffer 2. dieser Allge-
meinverfügung den Beauftragten des Gesundheitsamtes auf 
Verlangen über alle ihren Gesundheitszustand betreffenden 
Umstände Auskunft zu geben. 

7.  Kontaktpersonen der Kategorie I sind verpflichtet, den Beauf-
tragten des Gesundheitsamtes für die Zeit der Absonderung 
gemäß II. Ziffer 2. dieser Allgemeinverfügung zum Zwecke 
der Befragung oder der Untersuchung Zutritt zu ihrer Woh-
nung zu gestatten.

8.  Bis zum Ende der Absonderung gemäß II. Ziffer 2. dieser 
Allgemeinverfügung müssen Kontaktpersonen der Kategorie I:

 a. zweimal täglich Ihre Körpertemperatur messen;
 b.  täglich ein Tagebuch zu Symptomen, Körpertemperatur, 

allgemeinen Aktivitäten und Kontakten zu weiteren Perso-
nen führen.

III. Inkrafttreten 
Diese Allgemeinverfügung tritt ab dem auf die Bekanntmachung 
folgenden Tag in Kraft.

IV. Sofortige Vollziehung
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen diese Allgemeinverfü-
gung haben keine aufschiebende Wirkung.

V. Zuwiderhandlungen 
Auf die Strafbarkeit bei einem Verstoß gegen die Anordnung der 
Quarantäne gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird hingewiesen. 

VI. Allgemeine Hinweise
-  Infizierte haben im Haushalt nach Möglichkeit eine zeitliche 

und räumliche Trennung von den anderen Haushaltsmitglie-
dern einzuhalten. Eine zeitliche Trennung kann z.B. dadurch 
erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht gemeinsam, sondern 
nacheinander eingenommen werden. Eine räumliche Tren-
nung kann z.B. dadurch erfolgen, dass die Infizierten sich 
in einem anderen Raum als die anderen Haushaltsmitglieder 
aufhalten.

-  Sollten Sie Symptome entwickeln, kontaktieren Sie unverzüg-
lich das Gesundheitsamt oder Ihren Hausarzt. 

-  Sollten Sie ärztliche Hilfe benötigen, informieren Sie vorab 
und beim Kontakt mit medizinischem Personal die jeweilige 
Person, dass Sie positiv auf das Virus SARS-CoV-2 getestet 
wurden bzw. eine Kontaktperson einer Person sind, die mit 
dem Corona-Virus SARS-CoV-2 infiziert ist. 

-  Ist ein persönlicher Kontakt mit anderen Personen unum-
gänglich, beispielsweise aufgrund eines medizinischen Not-
falls, haben Infizierte und Kontaktpersonen der Kategorie I die 
anderen Personen vorab ausdrücklich über das (mögliche) 
Vorliegen einer Infektion mit dem Virus SARS-CoV-2 zu in-
formieren. Bei einem unumgänglichen persönlichen Kontakt 
mit anderen Personen haben Infizierte sofern möglich einen 
Mund-Nasen-Schutz (Mindeststandard FFP1) enganliegend 
zu tragen. Ist ein solcher nicht verfügbar, hat der Infizierte die 
Mund-Nasen-Partie mit Stoff (z.B. einem Schal oder einem 
Halstuch) abzudecken. Zusätzlich sollte sofern möglich einen 
Mindestabstand von zwei Metern zu der anderen Person 
gewahrt werden.

-  Halten Sie beim Husten und Niesen Abstand zu anderen Per-
sonen und drehen Sie sich weg; halten Sie die Armbeuge vor 
Mund und Nase oder benutzen Sie ein Taschentuch, das sie 
anschließend sofort entsorgen. Waschen Sie sich regelmäßig 
die Hände gründlich mit Wasser und Seife und vermeiden Sie 
das Berühren von Augen, Nase und Mund.

-  Nachweislich infizierte Personen, welche sich bereits min-
destens 14 Tage in Quarantäne befanden und mindestens 
48 Stunden symptomfrei waren, müssen im weiteren Verlauf 
nicht erneut in Quarantäne, auch wenn die Voraussetzungen 
dieser Allgemeinverfügung vorliegen.

Sachverhalt
Nach derzeitigem Stand gibt es in der Gemeinde Eberdingen 
bisher keine Erkrankten. Es ist aber davon auszugehen, dass es 
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nicht dabei bleiben und die Zahl der Erkrankten noch ansteigen 
wird. 
Das Robert-Koch-Institut (RKI) als konzeptionierende Stelle im 
Sinne von § 4 IfSG empfiehlt als geeignete Gegenmaßnahmen 
allem voran die Einhaltung geeigneter Hygienemaßnahmen, Kon-
taktreduktion und den Schutz besonders vulnerabler Personen-
gruppen (vor allem ältere oder vorerkrankte Personen). Gemäß 
den Richtlinien des RKI stellt aber auch die häusliche Absonde-
rung ein adäquates und erforderliches Mittel dar, um im Sinne 
des Infektionsschutzes eine Weiterverbreitung des Corona-Virus 
frühzeitig zu verhindern. Dieser fachlichen Bewertung schließt sich 
das Gesundheitsamt Ludwigsburg und die Gemeinde Eberdingen 
an. Das RKI gibt derzeit als hauptsächlichen Übertragungsweg 
des Corona-Virus (SARS-CoV-2) die Tröpfcheninfektion an. Auch 
Schmierinfektionen sind möglich. Die maximale Inkubationszeit 
beträgt laut RKI (nach derzeitigem Kenntnisstand) 14 Tage. Die 
bisher bekannten Krankheitsverläufe lassen darauf schließen, dass 
insbesondere immungeschwächte Patienten und Patienten ab 
einem Lebensalter von 60 Jahren besonders von schweren und 
zum Teil tödlichen Verläufen der Krankheit betroffen sind, wäh-
rend bei vormals gesunden Personen teilweise nur milde oder 
gar symptomlose Verläufe auftreten. Es gibt daher Fälle, in wel-
chen die betreffende Person (insbesondere bei Kindern) mangels 
Symptomen keine Kenntnis von ihrer Erkrankung hat. Um die 
Verbreitung der Infektionskrankheit wirkungsvoll zu verhindern, 
muss das Ansteckungsrisiko daher möglichst minimiert werden. 
Andernfalls droht die Gefahr, dass die Strukturen der Gesundheits-
versorgung durch den gleichzeitigen starken Anstieg an Patienten 
mit ähnlichem Behandlungsbedarf überlastet werden. Eine solche 
Überlastung muss dringend vermieden werden. 
Begründung
Rechtsgrundlage für diese Allgemeinverfügung ist § 28 Abs. 1 
i.V.m. § 29 Abs. 1 und 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG. Danach trifft die 
zuständige Behörde im Falle der Feststellung von Erkrankten 
bzw. Ansteckungsverdächtigen die insbesondere in den §§ 29 
bis 31 IfSG genannten, notwendigen Schutzmaßnahmen soweit 
und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten erforderlich ist. Die Grundrechte der Freiheit der 
Person nach Art. 2 Abs. 2 Grundgesetz (GG), der Versamm-
lungsfreiheit nach Art. 8 GG und die Unverletzlichkeit der Woh-
nung nach Art. 13 Abs. 1 GG werden insoweit eingeschränkt. 
Die Gemeinde Eberdingen ist gemäß § 1 Abs. 6 IfSGZustV als 
Ortspolizeibehörde zuständig für den Erlass einer entsprechen-
den Allgemeinverfügung.
Von der Anhörung wird gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 LVwVfG auf-
grund des Erlasses dieser Allgemeinverfügung abgesehen. 
I. Verfügungen gegenüber Personen, die mit dem Virus 
SARS-CoV-2 infiziert sind
Zu Ziffer 1
Die rechtliche Grundlage für die häusliche Absonderung von Infi-
zierten ist §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG. Werden 
Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder 
Ausscheider festgestellt, so trifft die zuständige Behörde gemäß 
§ 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG die notwendigen Schutzmaßnahmen, 
insbesondere die in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, soweit 
und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten erforderlich ist. Gemäß § 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG 
kann bei sonstigen Kranken sowie Krankheitsverdächtigen, An-
steckungsverdächtigen und Ausscheidern angeordnet werden, 
dass sie in geeigneter Weise abgesondert werden. Demnach 
können Erkrankte bzw. Ansteckungsverdächtige in einer geeig-
neten Weise abgesondert werden, soweit und solange es zur 
Verhinderung der Verbreitung der übertragbaren Krankheit erfor-
derlich ist. Gemäß den Richtlinien des RKI stellt die häusliche 
Absonderung ein adäquates und erforderliches Mittel dar, um im 
Sinne des Infektionsschutzes eine Weiterverbreitung des Corona-
Virus frühzeitig zu verhindern.
Die unter I. Ziffer 1. dieser Allgemeinverfügung genannten an 
COVID-19 erkrankten Personen (Infizierte) sind Kranke i.S.v. § 
2 Nr. 4 IfSG. Um eine weitere Ausbreitung des Corona-Virus 
zu verhindern, müssen Infektionsketten so schnell wie möglich 
unterbrochen werden. Hierzu ist die Anordnung der häuslichen 
Quarantäne von erkrankten Personen erforderlich und geeig-
net. Aufgrund der hohen Übertragbarkeit des Corona-Virus und 
der häufig schweren bis hin zu tödlichen Krankheitsverläufe 
gibt es keine milderen Mittel, um eine weitere Ausbreitung zu 

unterbinden. Normale Schutzkleidung würde im Alltag keinen 
vergleichbaren Schutz gewährleisten. Nur durch die Quarantäne 
kann sichergestellt werden, dass der Kontakt zu anderen, bisher 
nicht infizierten Personen, weitestgehend reduziert bzw. ausge-
schlossen wird. Die Anordnung der häuslichen Quarantäne ist 
auch angemessen. Die sich aus der Absonderung ergebenden 
Einschränkungen stehen nicht außer Verhältnis zu dem Ziel, eine 
Weiterverbreitung dieses Krankheitserregers in der Bevölkerung 
zu verhindern. Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem 
neuartigen Erreger aufgrund seiner recht hohen Übertragbarkeit 
und der häufig schweren bis hin zu tödlichen Krankheitsverläufe 
für andere Menschen ausgeht, muss das Interesse von infizierten 
Personen an einer ungehinderten Bewegungsfreiheit gegenüber 
den hohen Rechtsgütern des Lebens und der Gesundheit bisher 
nicht erkrankter Personen zurückstehen. Dies gilt insbesondere 
im Hinblick auf die begrenzte Dauer der Quarantäne.
Zu Ziffer 2:
Die Dauer der Quarantäne (14 Tage) basiert auf den Empfeh-
lungen des RKI. Demnach ist eine 14-tägige Quarantäne nach 
Auftreten der ersten Krankheitssymptome erforderlich, um eine 
Weiterverbreitung des Corona-Virus auszuschließen (Dauer der 
Inkubationszeit). Bei Verläufen ohne erkennbare Symptome ist 
auf den Zeitpunkt der Abnahme des Testabstrichs abzustellen. 
Sollten nach der 14-tägigen Quarantäne weiterhin Krankheits-
symptome bestehen, muss die Quarantäne zur Verhinderung 
einer Verbreitung fortgesetzt werden, bis 48 Stunden Symptom-
freiheit vorliegt. Erst dann kann nach den Empfehlungen des 
RKI davon ausgegangen werden, dass eine Weiterverbreitung 
ausgeschlossen ist.
Zu Ziffer 3:
Die rechtliche Grundlage für das angeordnete Besuchsverbot 
von Infizierten ist § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG. Werden Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausschei-
der festgestellt, so trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 
1 Satz 1 IfSG die notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesonde-
re die in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, soweit und solange 
es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 
erforderlich ist. 
Wie unter I. zu Ziffer 1. dieser Allgemeinverfügung dargestellt, 
sind an COVID-19 erkrankte Personen (Infizierte) Kranke i.S.v. 
§ 2 Nr. 4 IfSG. Da das Corona-Virus SARS-CoV-2 von Mensch 
zu Mensch übertragen wird und der Hauptübertragungsweg die 
Tröpfcheninfektion ist, ist bei Kranken der Kontakt mit anderen 
Personen, die nicht im selben Haushalt leben, nicht gestattet, 
um eine Weiterverbreitung des Virus zu vermeiden. 
Um eine weitere Ausbreitung des Corona-Virus zu verhindern, 
müssen Infektionsketten so schnell wie möglich unterbrochen 
werden. Hierzu ist die Anordnung eines Besuchsverbots er-
forderlich und geeignet. Aufgrund der hohen Übertragbarkeit 
des Corona-Virus und der häufig schweren bis hin zu tödlichen 
Krankheitsverläufe gibt es keine milderen Mittel, um eine weite-
re Ausbreitung zu unterbinden. Normale Schutzkleidung würde 
bei Besuchen keinen vergleichbaren Schutz gewährleisten. Nur 
durch die häusliche Quarantäne in Verbindung mit einem Be-
suchsverbot kann sichergestellt werden, dass der Kontakt zu 
anderen, bisher nicht infizierten Personen, weitestgehend redu-
ziert bzw. ausgeschlossen wird. Die Anordnung des Besuchs-
verbots ist auch angemessen. Die sich aus dem Besuchsverbot 
ergebenden Einschränkungen stehen nicht außer Verhältnis zu 
dem Ziel, eine Weiterverbreitung dieses Krankheitserregers in der 
Bevölkerung zu verhindern. Aufgrund der besonderen Gefahr, 
die von dem neuartigen Erreger aufgrund seiner recht hohen 
Übertragbarkeit und der häufig schweren bis hin zu tödlichen 
Krankheitsverläufe für andere Menschen ausgeht, muss das 
Interesse von infizierten Personen an Besuchen gegenüber den 
hohen Rechtsgütern des Lebens und der Gesundheit bisher 
nicht erkrankter Personen zurückstehen. Dies gilt insbesondere 
im Hinblick auf die begrenzte Dauer des Besuchsverbots. Die 
Dauer des Besuchsverbots bestimmt sich nach der Dauer der 
Quarantäne. Es gelten insoweit die Ausführungen unter I. zu 
Ziffer 2. dieser Allgemeinverfügung.
Zu Ziffer 4: 
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige 
oder Ausscheider festgestellt, so trifft die zuständige Behörde 
gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG die notwendigen Schutzmaß-
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nahmen, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich. Um Infektionsketten 
wirksam und schnell unterbrechen zu können ist es notwendig, 
schnellstmöglich die Kontaktpersonen von Infizierten zu ermit-
teln, um diesen gegenüber ebenfalls die häusliche Quarantäne 
anzuordnen. Da nur der Infizierte Auskunft über seine Kontakt-
personen erteilen kann, ist die Verpflichtung zur unverzüglichen 
Erstellung und Übersendung von Kontaktlisten sowie die ent-
sprechende Information an die Kontaktpersonen erforderlich und 
geeignet, eine Weiterverbreitung des Corona-Virus zu verhindern.

II. Verfügungen gegenüber Kontaktpersonen der Kategorie I
Zu Ziffer 1-3:
Es gelten die Ausführungen zu Infizierten unter I. zu Ziffer 1-3 
dieser Allgemeinverfügung entsprechend. 
Aufgrund des engen Kontakts zu einer mit SARS-CoV-2 infi-
zierten Person sind Kontaktpersonen der Kategorie I als anste-
ckungsverdächtig anzusehen. Ansteckungsverdächtig ist gemäß 
§ 2 Nr. 7 IfSG eine Person, von der anzunehmen ist, dass sie 
Krankheitserreger aufgenommen hat, auch ohne krank, krank-
heitsverdächtig oder Ausscheider zu sein. Die Aufnahme von 
Krankheitserregern ist anzunehmen, wenn die betroffene Person 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit Kontakt zu einer infizierten 
Person hatte. Für die Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit 
einer Ansteckungsgefahr gilt dabei kein strikter, alle möglichen 
Fälle gleichermaßen erfassender Maßstab. Vielmehr ist der gel-
tende Grundsatz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit 
des Schadenseintritts umso geringere Anforderungen zu stellen 
sind, je größer und folgenschwerer der möglicherweise ein-
tretende Schaden ist (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil v. 
22.03.2012, Az. 3 C 16/11). Aufgrund der besonderen Gefahr, 
die von dem neuartigen Erreger SARS-CoV-2 aufgrund seiner 
recht hohen Übertragbarkeit und der häufig schweren bis hin 
zu tödlichen Krankheitsverläufe für die öffentliche Gesundheit in 
Deutschland und weltweit ausgeht, sind an die Wahrscheinlich-
keit einer Ansteckung eher geringe Anforderungen zu stellen, so 
dass hier das Übertragungsrisiko aufgrund der besonderen Nähe 
zu der infizierten Person ausreicht.
Die Aufnahme von Krankheitserregern ist anzunehmen, wenn die 
betroffene Person mit hinreichender Wahrscheinlichkeit Kontakt 
zu einer infizierten Person als Kontaktperson der Kategorie I 
hatte. Dies ist nach Einschätzung des RKI der Fall, 
-  bei mindestens 15-minütigem Gesichts- ("face-to-face") Kon-

takt zu einem Infizierten, z.B. im Rahmen eines Gesprächs. 
Dazu gehören z.B. Personen aus Lebensgemeinschaften im 
selben Haushalt.

-  bei direktem Kontakt zu Sekreten oder Körperflüssigkeiten 
von Infizierten, insbesondere zu respiratorischen Sekreten 
eines Infizierten, wie z.B. Küssen, Kontakt zu Erbrochenem, 
Mund-zu-Mund Beatmung, Anhusten, Anniesen, etc

-  bei medizinischem Personal soweit Kontakt zu einem Infizier-
ten im Rahmen von Pflege oder medizinischer Untersuchung 
mit weniger als 2 Meter Abstand bestand, ohne dabei Schut-
zausrüstung zu tragen.

Zu Ziffer 4:
Um weiterhin die Grundversorgung, insbesondere die medi-
zinische Versorgung, aufrechtzuerhalten, können für dringend 
benötigte Beschäftigte des Gesundheits- und Pflegewesens vom 
Gesundheitsamt Ludwigsburg auf Antrag Ausnahmen für Kon-
taktpersonen der Kategorie I von der Anordnung der häuslichen 
Quarantäne nach pflichtgemäßem Ermessen gestattet werden. 
Im Falle einer Ausnahme ist durch geeignete Schutzmaßnahmen 
sicherzustellen, dass hierdurch Ansteckungsgefahren für Dritte 
weitestgehend minimiert werden. 
Zu Ziffer 5-8:
Kontaktpersonen der Kategorie I sind als Ansteckungsverdächtige 
gemäß § 2 Abs.7 IfSG zu qualifizieren. Es steht demnach bei 
Kontaktpersonen noch nicht fest, ob sich diese ebenfalls mit dem 
Corona-Virus SARS-CoV-2 infiziert haben. Um eine mögliche In-
fektion schnellstmöglich zu erkennen und gegebenenfalls weitere 
Schutzmaßnahmen einzuleiten, bedarf es daher der Anordnung 
der Beobachtung gemäß § 29 Abs. 1 IfSG durch das Gesund-
heitsamt und bei Bedarf einer entsprechenden Auskunftserteilung 
gegenüber dem Gesundheitsamt nach § 29 Abs. 2 IfSG. Wer-
den Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder 
Ausscheider festgestellt, so trifft die zuständige Behörde gemäß § 

28 Abs. 1 Satz 1 IfSG die notwendigen Schutzmaßnahmen, so-
weit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragba-
rer Krankheiten erforderlich ist. Durch die Anordnung zweimal am 
Tag Fieber zu messen und täglich ein Tagebuch zu Symptomen, 
Körpertemperatur, allgemeinen Aktivitäten und Kontakten zu wei-
teren Personen zu führen wird sichergestellt, dass eine mögliche 
Infektion schnellstmöglich erkannt wird und gegebenenfalls weitere 
erforderliche Schutzmaßnahmen angeordnet werden können. 

III. Bekanntmachung und Inkrafttreten 
Diese Allgemeinverfügung der Gemeinde Eberdingen über die 
häusliche Absonderung und weiteren Maßnahmen von Perso-
nen, die mit dem Corona-Virus (Erkrankung COVID-19; Virusna-
me SARS-CoV-2) infiziert sind und deren Kontaktpersonen der 
Kategorie I zur Eindämmung und zum Schutz vor der Verbreitung 
des Corona-Virus wird im Internet auf der Homepage (www.
eberdingen.de) der Gemeinde Eberdingen gem. § 1 Abs. 5 
Satz 1 Verordnung des Innenministeriums zur Durchführung der 
Gemeindeordnung(DVO GemO) vom 11. Dezember 2000 not-
bekanntgemacht. Das bedeutet, dass diese Allgemeinverfügung 
am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Internet als bekannt ge-
geben gilt, da es in dieser Verfügung so bestimmt wurde. Diese 
Notbekanntmachung ist zwingend notwendig, da die Satzung 
der Gemeinde Eberdingen über die öffentliche Bekanntmachung 
in § 1 nur eine Veröffentlichung im Amtsblatt vorsieht. Dieses 
erscheint aber nur einmal wöchentlich. Da die Verbreitung des 
Virus nach epidemiologischen Erkenntnissen des RKI exponenti-
ell erfolgt und daher jeder Tag ohne entsprechende Maßnahmen 
ein weiteres hohes Verbreitungsrisiko nach sich zieht, ist diese 
Notbekanntmachung erforderlich.
Die Bekanntmachung wird gem. § 1 Abs. 5 S. 2 DVO GemO 
in der durch die Bekanntmachungssatzung der Gemeinde Eber-
dingen vorgegebenen Form wiederholt, sobald die Umstände 
es zulassen.
Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 LVwVfG tritt diese Allgemeinverfü-
gung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Internet in Kraft. 

IV. Sofortige Vollziehung
Diese Allgemeinverfügung stellt eine Maßnahme nach § 28 Abs. 
1 IfSG dar und ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG 
sofort vollziehbar. Widerspruch und Anfechtungsklage haben 
daher keine aufschiebende Wirkung. 

V. Zuwiderhandlungen 
Nach § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer einer vollziehbaren An-
ordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG (Quarantäne) zuwiderhandelt. 
Die Anordnungen unter I. Ziffer 1. und unter II. Ziffer 1. dieser 
Allgemeinverfügung stellen mit ihrer Bekanntgabe eine solche 
vollziehbare Anordnung dar. 
Im Falle einer Nichtbeachtung der die Absonderung betreffenden 
Anordnungen droht die zwangsweise Absonderung gemäß § 
30 Abs. 2 IfSG durch Unterbringung in einer geeigneten abge-
schlossenen Einrichtung. Das Grundrecht der Freiheit der Person 
(Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG) kann insoweit eingeschränkt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
bei der Gemeinde Eberdingen Widerspruch eingelegt werden. 
Die Frist wird auch durch Einlegung des Widerspruchs beim 
Landratsamt Ludwigsburg mit Sitz in Ludwigsburg gewahrt.
Eberdingen, 31.03.2020
gez.
Peter Schäfer
Bürgermeister

Verordnung der Landesregierung über  
infektionsschützende Maßnahmen gegen die 
Ausbreitung des Virus SARS-Cov-2  
(Corona-Verordnung - CoronaVO)1 
1 nichtamtliche konsolidierte Fassung nach Erlass der Dritten Ver-
ordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung 
vom 28. März 2020 (notverkündet gemäß § 4 des Verkündungsge-
setzes und abrufbar unter www.baden-wuerttemberg.de/corona-
verordnung) 
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vom 17. März 2020
Auf Grund von § 32 in Verbindung mit den § 28 Absatz 1 Satz 
1 und 2 und § 31 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. 
Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) geändert worden 
ist, wird verordnet: 

§ 1
Einstellung des Betriebs an Schulen,  

Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen
(1) Bis zum Ablauf des 19. April 2020 sind
1.  der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung außerunter-

richtlicher und anderer schulischer Veranstaltungen an den 
öffentlichen Schulen, Schulkindergärten, Grund-schulförder-
klassen und den Schulen sowie Schulkindergärten in freier 
Trägerschaft, 

2. die Nutzung schulischer Gebäude für nichtschulische Zwecke, 
3.  der Betrieb von Kindertageseinrichtungen sowie Kindertages-

pflege und 
4.  der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen 

Grundschule, flexiblen Nachmittagsbetreuung, Horte sowie 
Horte an der Schule 

untersagt.
(2) Die Untersagung nach Absatz 1 gilt nicht für Schulen an nach 
§ 28 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes für Baden-Württem-
berg anerkannten Heimen für Minderjährige, soweit die Schüler 
ganzjährig das Heim besuchen sowie Sonderpädagogische Bil-
dungs- und Beratungszentren mit Internat, die ganzjährig ge-
öffnet sind. Die Untersagung gilt ferner nicht für Schulen der 
Altenpflege, Altenpflegehilfe, Krankenpflege, Krankenpflegehilfe, 
Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege (Hebammen), Notfallsa-
nitäter sowie Schulen zur Ausbildung von Medizinisch-techni-
schen Assistenten und Pharmazeutisch-technischen Assistenten, 
soweit dort Schüler und Schülerinnen geprüft und unterrich-
tet werden, deren Abschluss oder deren Kenntnisprüfung im 
Rahmen des Anerkennungsverfahrens ausländischer Berufsab-
schlüsse bis spätestens 30. Mai 2020 erfolgen soll sowie für die 
Weiterbildung für Intensivkrankenpfleger. Das Kultusministerium 
kann Ausnahmen von Absatz 1 für die Sonderpädagogischen 
Bildungs- und Beratungszentren mit den Förderschwerpunk-
ten emotionale und soziale Entwicklung, Sehen, Hören, geistige 
Entwicklung, körperliche und motorische Entwicklung, Schüle-
rinnen und Schüler in längerer Krankenhausbehandlung sowie 
die entsprechenden Einrichtungen des frühkindlichen Bereichs 
zulassen, sofern dies aufgrund des besonderen Förder- und 
Betreuungsbedarfs erforderlich ist. 
(3) Das Kultusministerium kann zur Durchführung schulischer 
Abschlussprüfungen Ausnahmen von Absatz 1 sowie von § 4 
Absatz 1 zulassen. Dasselbe gilt für 
1.  das Sozialministerium in Bezug auf Gesundheitsberufeschulen 

und Schulen für Sozialwesen sowie 
2.  das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

im landwirtschaftlichen Bildungsbereich. 
(4) Ausgenommen von der Untersagung nach Absatz 1 ist 
der Betrieb für Schülerinnen und Schüler an Grundschulen, 
an Grundschulstufen von Sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren, Grundschulförderklassen, Schulkindergärten, 
und den Klassenstufen 5 und 6 der auf der Grundschule auf-
bauenden Schulen sowie Kinder in Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespflege, sofern beide Erziehungsberechtigte oder 
die oder der Alleinerziehende in Bereichen der kritischen Inf-
rastruktur im Sinne von Absatz 6 tätig und nicht abkömmlich 
sind. Alleinerziehenden gleichgestellt sind Erziehungsberechtigte 
dann, wenn die oder der weitere Erziehungsberechtigte aus 
schwerwiegenden Gründen an der Betreuung gehindert ist; die 
Entscheidung über die Zulassung einer solchen Ausnahme trifft 
unter Anlegung strenger Maßstäbe die Gemeinde, in der die Ein-
richtung ihren Sitz hat. Für diese Kinder wird eine Notbetreuung 
bereitgestellt, die sich auf den Zeitraum des Betriebs im Sinne 
des Absatz 1 erstreckt, den sie ersetzt, und darüber hinaus 
auch die Ferienzeiträume umfasst. Die Notbetreuung findet in 
der jeweiligen Einrichtung, die das Kind bisher besuchte, durch 
deren Personal in möglichst kleinen Gruppen statt; Ausnahmen 
hiervon sind nur bei objektiver Unmöglichkeit zulässig. Bei dem 
gemeinsamen Verzehr von Speisen bei einer Notbetreuung ist 
sicherzustellen, dass 

1.  die Plätze so angeordnet werden, dass ein Abstand von min-
destens 1,5 Metern zwi-schen den Tischen und 

2.  Stehplätze so gestaltet sind, dass ein Abstand von mindes-
tens 1,5 Metern zwischen den Personen gewährleistet ist. 

Vom Mindestpersonalschlüssel des § 1 der Kindertagesstät-
tenverordnung kann in der Notbetreuung abgewichen werden, 
sofern die Wahrnehmung der Aufsichtspflicht dennoch uneinge-
schränkt möglich ist. 
(5) Ausgeschlossen von der Notbetreuung gemäß Absatz 4 sind 
Kinder, 
1.  die in Kontakt zu einer infizierten Person stehen oder standen, 

wenn seit dem Kontakt mit einer infizierten Person noch nicht 
14 Tage vergangen sind, oder 

2.  die sich innerhalb der vorausgegangenen 14 Tage in einem 
Gebiet aufgehalten haben, das durch das Robert Koch-Institut 
(RKI) im Zeitpunkt des Aufenthalts als Risikogebiet ausgewiesen 
war; dies gilt auch, wenn das Gebiet innerhalb von 14 Tagen 
nach der Rückkehr neu als Risikogebiet eingestuft wird, oder 

3.  die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte Tempe-
ratur aufweisen.

(6) Kritische Infrastruktur im Sinne des Absatz 4 sind insbesondere 
1.  die in den §§ 2 bis 8 der BSI-Kritisverordnung (BSI-KritisV) 

bestimmten Sektoren Energie, Wasser, Ernährung, Informati-
onstechnik und Telekommunikation, Gesundheit, Finanz- und 
Versicherungswesen, Transport und Verkehr, 

2.  die gesamte Infrastruktur zur medizinischen und pflegeri-
schen Versorgung einschließlich der zur Aufrechterhaltung 
dieser Versorgung notwendigen Unterstützungsbereiche, der 
Altenpflege und der ambulanten Pflegedienste, auch soweit 
sie über die Bestimmung des Sektors Gesundheit in § 6 BSI-
KritisV hinausgeht, 

2a.  die ambulanten Einrichtungen und Dienste der Wohnungslo-
senhilfe, die Leistungen nach §§ 67 ff. des Zwölften Buchs 
Sozialgesetzbuch erbringen, sowie gemeindepsychiatrische 
und sozialpsychiatrische Einrichtungen und Dienste, die ei-
nem Versorgungsvertrag unterliegen, und ambulante Einrich-
tungen und Dienste der Drogen- und Suchtberatungsstellen, 

3.  Regierung und Verwaltung, Parlament, Justizeinrichtungen, 
Justizvollzugs- und Abschiebungshaftvollzugseinrichtungen 
sowie notwendige Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvor-
sorge (einschließlich der Einrichtungen gemäß § 36 Absatz 1 
Nummer 4 IfSG), soweit Beschäftigte von ihrem Dienstherrn 
oder Arbeitgeber unabkömmlich gestellt werden, 

4.  Polizei und Feuerwehr (auch Freiwillige) sowie Notfall- /Ret-
tungswesen einschließlich Katastrophenschutz sowie die Ein-
heiten und Stellen der Bundeswehr, die mittelbar oder un-
mittelbar wegen der durch das Corona-Virus SARS-CoV-2 
verursachten Epidemie im Einsatz sind, 

5. Rundfunk und Presse, 
6.  Beschäftigte der Betreiber bzw. Unternehmen für den ÖPNV 

und den Schienenpersonenverkehr sowie Beschäftigte der 
lokalen Busunternehmen, sofern sie im Linienverkehr einge-
setzt werden, 

7. die Straßenbetriebe und Straßenmeistereien sowie 
8. das Bestattungswesen. 
(7) Das Kultusministerium kann über die in Absatz 6 genannten 
Bereiche hinaus weitere Bereiche der kritischen Infrastruktur 
lageangepasst festlegen. 
(8) Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, deren bisher besuch-
te Einrichtung einem Betriebsverbot unterliegt und für die nach 
den Absätzen 1 bis 7 keine Ausnahme vorgesehen ist, dürfen 
die betreffenden Einrichtungen nicht betreten. Die Personensor-
geberechtigten haben für die Beachtung der Betretungsverbote 
zu sorgen.
(9) Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die Dauer der Untersagung nach 
Absatz 1 zu verlängern sowie deren Bedingungen festzulegen 
und die Ausgestaltung der Notbetreuung nach den Absätzen 
4 und 5 anzupassen. Das Recht der zuständigen Behörden, 
weitergehende Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz 
anzuordnen, bleibt hiervon unberührt.

§ 2
Hochschulen

(1) Der Studienbetrieb an den Universitäten, Pädagogischen 
Hochschulen, Kunst- und Musikhochschulen, Hochschulen für 
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angewandte Wissenschaften, der DHBW und den Akademien 
des Landes wird bis zum 19. April 2020 ausgesetzt; bereits 
begonnener Studienbetrieb wird bis zu diesem Zeitpunkt un-
terbrochen. Online-Angebote sind weiterhin möglich. Über die 
Nachholung von ausgefallenen Veranstaltungen und Prüfungen 
entscheidet die Hochschule in eigener Verantwortung. Die Hoch-
schulen sorgen dafür, dass die Studentinnen und Studenten 
alle im Sommersemester 2020 vorgesehenen Studienleistungen 
erbringen können und zugleich die Studierbarkeit gewährleistet 
ist. Mensen und Cafeterien bleiben bis zum 19. April 2020 ge-
schlossen. Die Landesbibliotheken bleiben bis 19. April 2020 für 
den Publikumsverkehr geschlossen. Online-Dienste können für 
die wissenschaftliche Nutzung geöffnet bleiben. 
(2) Das Wissenschaftsministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Dauer der Untersagung 
nach Absatz 1 zu verlängern sowie Ausnahmen in begründeten 
Einzelfällen zuzulassen. Zur Durchführung von Abschlussprüfun-
gen können ferner Ausnahmen von Absatz 1 sowie von § 4 
Absatz 1 zugelassen werden 
1.  vom Innenministerium in Bezug auf die Hochschule der Polizei 

Baden-Württemberg und 
2.  vom Justizministerium in Bezug auf die Hochschule für 

Rechtspflege Schwetzingen. 
Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende Maßnah-
men nach dem Infektionsschutzgesetz anzuordnen, bleibt hier-
von unberührt. 

§ 3
Verbot des Aufenthalts im öffentlichen Raum,  

von Veranstaltungen und sonstigen 
Ansammlungen

(1) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine, mit einer 
weiteren nicht im Haushalt lebenden Person oder im Kreis der 
Angehörigen des eigenen Haushalts gestattet. Zu anderen Per-
sonen ist im öffentlichen Raum, wo immer möglich, ein Mindest-
abstand von 1,5 Metern einzuhalten. 
(2) Außerhalb des öffentlichen Raums sind Veranstaltungen und 
sonstige Ansammlungen von jeweils mehr als fünf Personen vorbe-
haltlich des Selbstorganisationsrechts des Landtages und der Ge-
bietskörperschaften verboten. Ausgenommen sind Veranstaltungen 
und sonstige Ansammlungen, wenn deren teilnehmende Personen 
1. i n gerader Linie verwandt sind, wie beispielsweise Eltern, 

Großeltern, Kinder und Enkelkinder oder 
2.  in häuslicher Gemeinschaft miteinander leben sowie deren 

Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner oder 
Partnerinnen oder Partner. Die Untersagung nach Satz 1 gilt 
namentlich für Zusammenkünfte in Vereinen, sonstigen Sport- 
und Freizeiteinrichtungen sowie öffentlichen und privaten Bil-
dungseinrichtungen im außerschulischen Bereich. 

(3) Ausgenommen von dem Verbot nach den Absätzen 1 und 2 
sind Veranstaltungen, Ansammlungen und sonstige Zusammen-
künfte, wenn 
1.  sie der Aufrechterhaltung des Arbeits- und Dienstbetriebs oder 

der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
oder der Daseinsfür- oder -vorsorge oder 

2.  dem Betrieb von Einrichtungen, soweit er nicht nach dieser 
Verordnung untersagt ist, 

zu dienen bestimmt sind. Satz 1 Nummer 1 gilt insbesondere 
für Veranstaltungen, 
Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte der Gerichte, 
Staatsanwaltschaften, der Notarinnen und Notare des Landes. 
Er gilt außerdem für Veranstaltungen, die der medizinischen 
Versorgung dienen wie beispielsweise Veranstaltungen zur Ge-
winnung von Blutspenden, wenn geeignete Maßnahmen zum 
Schutz vor Infektionen im Sinne von § 4 Absatz 5 getroffen 
werden. 
(4) Veranstaltungen und sonstige Ansammlungen in Kirchen, 
Moscheen, Synagogen und die Zusammenkünfte anderer Glau-
bensgemeinschaften sind grundsätzlich untersagt. Das Kultus-
ministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung unter Auflagen zum Infektionsschutz abwei-
chende Regelungen von den Absätzen 1 und 2 für Veranstaltun-
gen und sonstige Ansammlungen in Kirchen, Moscheen, Syna-
gogen und Zusammenkünfte anderer Glaubensgemeinschaften 
sowie für alle Bestattungen, Totengebete, Leichenwaschungen 
sowie Aufbahrungen festzulegen. 

(5) Die zuständigen Prüfungsbehörden können unbeschadet der 
Regelungen in §§ 1 und 2 zur Durchführung berufsqualifizieren-
der Staatsprüfungen, einschließlich der Kenntnisprüfungen, Aus-
nahmen von den Verboten nach den Absätzen 1 und 2 sowie § 
4 Absatz 1 Nummer 2 zulassen. 
(6) Die zuständigen Behörden können aus wichtigem Grund un-
ter Auflagen zum Schutz vor Infektionen Ausnahmen vom Verbot 
nach den Absätzen 1 und 2 zulassen. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere vor, wenn 
1.  Versammlungen und sonstige Veranstaltungen der Aufrechter-

haltung der kritischen Infrastruktur im Sinne von § 1 Absatz 
6 dienen oder 

2.  es sich um gesetzlich vorgeschriebene Veranstaltungen han-
delt und eine Verlegung des Termins nicht möglich ist. 

§ 3a
Reiseverbote bei ausländischen Risikogebieten

(1) Fahrten und Reisen aus einem Risikogebiet im Ausland nach 
RKI-Klassifizierung in das Gebiet oder durch das Gebiet des 
Landes Baden-Württemberg sind mit Ausnahme der Fahrten 
zur Arbeitsstelle, zum Tätigkeits- oder Beschäftigungsort, zum 
Wohnsitz oder zum Bestimmungs- oder Ausgangsort einer Wa-
renlieferung sowie in besonders begründeten Härtefällen aus 
privaten Gründen (z.B. familiärer Todesfall) verboten. 
(2) Es sind nur solche Fahrten gestattet, die bei vernünftiger 
Betrachtung geeignet sind, die Arbeitsstelle, den Tätigkeits- oder 
Beschäftigungsort, den Wohnsitz oder den Bestimmungs- oder 
Ausgangsort einer Warenlieferung möglichst schnell und sicher 
zu erreichen. Unterbrechungen der Fahrten, insbesondere zu 
Einkaufs- oder Freizeitzwecken, sind untersagt. 
(3) Bei Fahrten zur Arbeitsstelle, zum Tätigkeits- oder Beschäf-
tigungsort ist die ausgefüllte und unterschriebene Pendlerbe-
scheinigung der Bundespolizei oder der ausgefüllte Berechti-
gungsschein des Landes Baden-Württemberg zur Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland zum Zwecke der Berufsausübung 
mitzuführen, bei Fahrten mit einem Kraftfahrzeug ist die Pendler-
bescheinigung oder der Berechtigungsschein gut sichtbar hinter 
der Frontscheibe auszulegen.

§ 4
Schließung von Einrichtungen

(1) Der Betrieb folgender Einrichtungen wird bis zum 19. April 
2020 untersagt: 
1.   Kultureinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Museen, 

Theater, Schauspielhäuser, Freilichttheater, 
2.   Bildungseinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Akade-

mien, Fortbildungseinrichtungen, Volkshochschulen, Musik-
schulen und Jugendkunstschulen, 

3.  Kinos, 
4.  Schwimm- und Hallenbäder, Thermal- und Spaßbäder, Saunen, 
5.   alle öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sportstätten, 

insbesondere Fitnessstudios sowie Tanzschulen, und ähnli-
che Einrichtungen, 

6.  Jugendhäuser, 
7.  öffentliche Bibliotheken, 
8.  Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen, Spielbanken, 

Wettvermittlungsstellen, 
9.  Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen, 
10.   Gaststätten und ähnliche Einrichtungen wie Cafés, Eisdielen, 

Bars, Shisha-Bars, Clubs, Diskotheken und Kneipen, 
11.   Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Anbieter 

von Freizeitaktivitäten (auch außerhalb geschlossener Räu-
me), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen, 

12.   alle weiteren Verkaufsstellen des Einzelhandels, die nicht zu 
den in Absatz 3 genannten Einrichtungen gehören, insbe-
sondere Outlet-Center, 

13.  öffentliche Spiel- und Bolzplätze, 
14.   Frisöre, Tattoo-/Piercing-Studios, Massagestudios, Kosme-

tikstudios, Nagelstudios, Studios für kosmetische Fußpflege 
sowie Sonnenstudios, 

15.   Beherbergungsbetriebe, Campingplätze und Wohnmobil-
stellplätze; eine Beherbergung darf ausnahmsweise zu ge-
schäftlichen, dienstlichen oder, in besonderen Härtefällen, zu 
privaten Zwecken erfolgen und 

16.  Betrieb von Reisebussen im touristischen Verkehr. 
(2) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung den Betrieb weiterer Einrichtungen 
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zu untersagen oder den Betrieb von der Einhaltung von Auflagen 
abhängig zu machen.
(3) Von der Untersagung nach Absatz 1 sind ausgenommen: 
1.   der Einzelhandel für Lebensmittel und Getränke einschließ-

lich Bäckereien, Metzgereien mit Ausnahme von reinen 
Wein- und Spirituosenhandlungen, 

2.  Wochenmärkte und Hofläden, 
3.   Abhol- und Lieferdienste einschließlich solche des Online-

Handels, 
4.  Außer-Haus-Verkauf von Gaststätten, 
4a.   Kantinen für Betriebsangehörige oder Angehörige öffentli-

cher Einrichtungen, wobei § 1 Absatz 4 Satz 5 entspre-
chende Anwendung findet, 

5.  Ausgabestellen der Tafeln, 
6.   Apotheken, Drogerien, Sanitätshäuser, Hörgeräteakustiker, 

Optiker und Praxen für die medizinische Fußpflege, 
6a.   Einzelhändler für Gase, insbesondere für medizinische Gase, 
7.  Tankstellen, 
8.   Banken und Sparkassen sowie Servicestellen von Telekom-

munikationsunternehmen, 
9.  Reinigungen und Waschsalons, 
9a.   Einrichtungen des Polizeivollzugsdienstes, die zu Übungs- 

und Ausbildungszwecken sowie zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebs erforderlich sind, 

10.  der Zeitschriften- und Zeitungsverkauf, 
11.  Raiffeisenmärkte und Landhandel, 
12.  Verkaufsstätten für Bau-, Gartenbau- und Tierbedarf und
13.  der Großhandel. 
Wenn Mischsortimente angeboten werden, dürfen Sortimentstei-
le, deren Verkauf nicht nach Satz 1 gestattet ist, verkauft werden, 
wenn der erlaubte Sortimentsteil überwiegt; diese Stellen dürfen 
dann alle Sortimente vertreiben, die sie gewöhnlich auch ver-
kaufen. Wenn bei einer Stelle der verbotene Teil des Sortiments 
überwiegt, darf der erlaubte Teil allein weiter verkauft werden, 
wenn eine räumliche Abtrennung möglich ist. Die Öffnung ist an 
allen Sonn- und Feiertagen beschränkt auf den Zeitraum von 
12 bis 18 Uhr zulässig, sofern eine Öffnung der jeweiligen Ein-
richtungen an Sonn- und Feiertagen nicht ohnehin schon nach 
sonstigen Vorschriften zulässig ist. Die Öffnung von Einkaufs-
zentren und Kaufhäusern ist nur für die in Satz 1 genannten 
Ausnahmen erlaubt. Das Wirtschaftsministerium wird ermächtigt, 
dazu Auflagen festzulegen.
(3a) Poststellen und Paketdienste dürfen abweichend von Ab-
sätzen 1 bis 3 ihren Betrieb aufrechterhalten. Wird die Poststelle 
oder der Paketdienst zusammen mit einer nach Absatz 1 un-
tersagten Einrichtung betrieben, darf diese, mit Ausnahme von 
für den Brief- und Paketversand erforderlichen Nebenleistungen, 
nicht betrieben werden, wenn die mit dem Betrieb der Poststelle 
oder dem Paketdienst erwirtschafteten Umsätze einschließlich 
Nebenleistungen im Vergleich zu denen, die durch den Verkauf 
des Sortiments der untersagten Einrichtung erwirtschaftet wer-
den, eine untergeordnete Rolle spielen; keinesfalls dürfen zu-
sätzlich zu Poststellen oder Paketdiensten Einrichtungen gemäß 
Absatz 1 Nummern 9 und 14 betrieben werden.
(4) Dienstleister, Handwerker und Werkstätten können in vollem 
Umfang ihrer Tätigkeit nachgehen, soweit sie nicht in Absatz 1 
genannt sind. 
(5) Sofern eine Tätigkeit oder der Betrieb einer Einrichtung nach 
den Absätzen 3 bis 4 zulässig ist, haben die Betriebe und Ein-
richtungen mit Kundenverkehr in geschlossenen Räumen dar-
auf hinzuwirken, dass im Rahmen der örtlichen Gegebenheiten 
der Zutritt gesteuert und Warteschlangen vermieden werden. 
Insbesondere ist darauf hinzuwirken, dass ein Abstand von 
möglichst 2 Metern, mindestens 1,5 Metern zwischen Personen 
eingehalten wird, sofern keine geeigneten Trennvorrichtungen 
vorhanden sind. Von den Vorgaben des Mindestabstands sind 
solche Tätigkeiten ausgenommen, bei denen eine engere kör-
perliche Nähe nicht zu vermeiden ist, insbesondere solche im 
Zusammenhang mit der Er-bringung von Heil- und Hilfsmitteln 
und Pflegehilfsmitteln, der Erbringung ärztlicher, zahnärztlicher, 
psychotherapeutischer, pflegerischer und sonstiger Tätigkeiten 
der Gesundheitsversorgung und Pflege im Sinne des Fünften 
und des Elften Buchs Sozialgesetzbuchs sowie der Erbringung 
von Assistenzleistungen im Sinne des Neunten Buchs Sozial-
gesetzbuchs einschließlich der Ermöglichung von Blutspenden. 

§ 5
(aufgehoben)

§ 6
Maßnahmen zum Schutz besonders gefährdeter Personen

(1) Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 
3 bis 5 IfSG sowie teilstationäre Einrichtungen für Menschen 
mit Pflege- und Unterstützungsbedarf oder mit Behinderungen 
einschließlich Kurzzeitpflege dürfen grundsätzlich nicht mehr zu 
Besuchszwecken betreten werden. Über den Zugang zu 
1.  Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der Fach-

krankenhäuser für Gerontopsychiatrie, 
2. psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie 
3. kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern, 
jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, entscheidet 
die Leitung der jeweiligen Einrichtung. 
(2) Stationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Un-
terstützungsbedarf oder mit Behinderungen sowie von einem 
Anbieter verantwortete ambulant betreute Wohngemeinschaften 
nach dem Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz dürfen nicht mehr 
zu Besuchszwecken betreten werden. Die Einrichtungen können 
den Zutritt zu Besuchszwecken erlauben, wenn geeignete Maß-
nahmen zum Schutz vor Infektionen getroffen werden können. 
(3) Der Zutritt von externen Personen zu den in Absatz 1 und 
2 genannten Einrichtungen aus sonstigen, insbesondere beruf-
lichen oder familiären Gründen ist nur in Ausnahmefällen und 
mit Zustimmung der Leitung der Einrichtung gestattet. Im Falle 
der Gewährung des Zutritts sind geeignete Vorkehrungen zum 
Infektionsschutz zu treffen.
(4) Den in § 7 genannten Personen ist der Zutritt zu den in 
Absatz 1 und 2 genannten Einrichtungen untersagt. Wenn diese 
Personen eine Einrichtung zum Zweck der Behandlung oder 
Aufnahme betreten wollen, ist vorab das Einverständnis der 
Einrichtung einzuholen. Ausnahmen von Satz 2 dürfen nur in 
Notfällen gemacht werden. Soweit möglich, sind auch in diesen 
Fällen Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen zu ergreifen. 
(5) Zur Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung und des 
Pflegebetriebs können in der Einrichtung tätige Personen, de-
nen nach Absatz 4 der Zutritt untersagt wäre, nach Abwägung 
die berufliche Tätigkeit in der Einrichtung unter Beachtung von 
Schutzmaßnahmen fortsetzen. Die Entscheidung über die Fort-
setzung der Tätigkeit und die erforderlichen Schutzmaßnahmen 
trifft die Einrichtung.
(6) Ausnahmen von den Absätzen 1, 2 und 4 können durch die 
Einrichtungen für nahestehende Personen im Einzelfall, beispiels-
weise im Rahmen der Sterbebegleitung oder zur Begleitung 
eines erkrankten Kindes und unter Auflagen zugelassen werden. 
In Fällen nach Absatz 4 sind zwingend geeignete Maßnahmen 
zum Schutz vor Infektionen zu ergreifen. 
(7) Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Um-
feld von Pflege werden, soweit sie als Gruppenangebote durch-
geführt werden, aufgrund einer erhöhten Ansteckungsgefahr, 
insbesondere für die besonders betroffenen vulnerablen Grup-
pen, einstweilen eingestellt. Zu den nach Satz 1 eingestellten 
Angeboten zählen insbesondere: 
1.  Angebote nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Elften 

Buchs Sozialgesetzbuch (SGB XI) in Verbindung mit § 6 Ab-
satz 1 der Unterstützungsangebote-Verordnung (UstA-VO) wie 

 a)  Betreuungsgruppen (für Personen mit überwiegend kogni-
tiven Einschränkungen, z.B. demenziell erkrankte pflegebe-
dürftige Menschen) und 

 b)  Angebote zur Unterstützung im Alltag wie Freizeitausfahrten 
für behinderte und pflegebedürftige Menschen; 

2.  Initiativen des Ehrenamtes nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 SGB XI in Verbindung mit § 7 UstA-VO, soweit sie als 
Gruppenveranstaltung angelegt sind, und 

3.  Angebote der Selbsthilfe nach § 45d SGB XI in Verbindung 
mit § 8 UstA-VO. 

(8) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnungen weitere Regelungen zum Schutz 
gefährdeter Personen vor einer Infektion mit SARS-Cov-2 zu 
treffen und die Regelungen in diesem Paragraphen zu ändern. 
(9) Über die Zutrittsverbote nach den Absätzen 1 bis 4, ist 
durch die Einrichtungen in einer vor Zutritt gut sichtbaren Weise, 



MITTEILUNGSBLATT EBERDINGEN10 Woche 14
Donnerstag, 2. April 2020

beispielsweise durch einen auffälligen Aushang an den Zugangs-
türen, zu informieren. 

§ 7
Betretungsverbote

In den in § 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 1 genannten Einrich-
tungen gilt, soweit deren Betrieb nicht gänzlich eingestellt wird, 
ein generelles Betretungsverbot für Personen, die sich in den 
letzten 14 Tagen in Risikogebieten im Ausland oder besonders 
betroffenen Regionen im Inland nach RKI-Klassifizierung aufge-
halten haben, die Kontakt zu einer infizierten Person hatten oder 
die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte Temperatur 
zeigen. 

§ 8
Weitere Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz

Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende Maßnah-
men zum Schutz vor Infektionen zu erlassen, bleibt von dieser 
Verordnung unberührt. Für den Erlass von Maßnahmen nach 
dem Infektionsschutzgesetz ist das Sozialministerium zuständige 
oberste Polizeibehörde. Das Sozialministerium übt die Fachauf-
sicht für Maßnahmen der nach § 1 Absatz 6 der Verordnung des 
Sozialministeriums über Zuständigkeiten nach dem Infektions-
schutzgesetz zuständigen Ortspolizeibehörden aus. 

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des 
Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.  entgegen § 3 Absatz 1 sich im öffentlichen Raum aufhält, 
2.   entgegen § 3 Absatz 2 an einer Veranstaltung oder sons-

tigen Ansammlung von jeweils mehr als fünf Personen teil-
nimmt, 

3.   entgegen § 3 Absatz 6 Auflagen zum Schutz vor Infektionen 
nicht einhält, 

4.  entgegen § 3a Absatz 1 und 2 Fahrten und Reisen vor-
nimmt, 
5.   entgegen § 3a Absatz 3 die Pendlerbescheinigung oder den 

Berechtigungsschein nicht mitführt, 
6.  entgegen § 4 Absatz 1 eine Einrichtung betreibt, 

7.   eine aufgrund von § 4 Absatz 2 in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung des Sozialministeriums untersagte Ein-
richtung betreibt oder eine Auflage für den Betrieb einer 
Einrichtung nicht einhält, 

8.   entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 oder 3 Sortimentsteile ver-
kauft, 

9.  entgegen § 4 Absatz 3a Satz 2 eine Einrichtung betreibt, 
10.   entgegen § 4 Absatz 5 nicht darauf hinwirkt, dass zwischen 

Personen ein Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten 
wird, 

11.   entgegen § 6 Absätze 1, 2 und 4 eine der dort genannten 
Einrichtungen betritt,

12.   entgegen § 6 Absatz 7 Betreuungs- und Unterstützungsan-
gebote im Vor- und Umfeld von Pflege anbietet, oder 

13.  entgegen § 7 eine der genannten Einrichtungen betritt. 
§ 10

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung vom 16. März 2020 
außer Kraft. 

§ 11
Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 15. Juni 2020 außer Kraft. Sofern 
in dieser Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die Maßnahmen bis zum Außerkrafttreten der Verordnung. 
(2) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, den Termin des Außerkrafttretens zu ändern. 
Stuttgart, den 17. März 2020 
Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

Kretschmann 
Strobl Sitzmann
Dr. Eisenmann Bauer
Untersteller Dr. Hoffmeister-Kraut
Lucha Hauk
Wolf Hermann
Erler

MINISTERIUM FÜR SOZIALES UND INTEGRATION PRESSESTELLE 

Bußgeldkatalog für Verstöße gegen die Corona-Verordnung in Baden-Württemberg 
Nach der Zustimmung des Bundesrates und der Unterzeichnung des Gesetzes durch den Bundespräsidenten am vergangenen 
Freitag hat das Land Baden-Württemberg auf Grundlage der Novelle des Infektionsschutzgesetzes am Sonntag (29. März) einen 
Bußgeldkatalog veröffentlicht. Bürgerinnen und Bürger, die sich nicht an die Landesverordnung zur Eindämmung des Coronavirus 
halten, drohen empfindliche Bußgelder. 
Den Bußgeldkatalog finden Sie ab sofort online unter: https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/
redaktion/m-sm/in-tern/downloads/Downloads_Gesundheitsschutz/CoronaVO_Bussgeldkatalog.pdf
und auf unserer Homepage

Bußgeldkatalog für Ordnungswidrigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz im Zusammenhang mit der Corona-VO
Corona-VO Verstoß Adressat des 

Bußgeldbescheides Bußgeldrahmen
§ 3 Abs. 1 Aufenthalt im öffentlichen Raum mit mehr als 

zugelassener Personenzahl
Jede/r Beteiligte

100 Euro bis 1.000 Euro
§ 3 Abs. 2 Teilnahme an einer Veranstaltung oder sonstigen 

Ansammlung außerhalb des öffentlichen Raums 
von jeweils mehr als fünf Personen

Teilnehmende Person

250 Euro bis 1.000 Euro
§ 3 Abs. 6 Nichteinhaltung der Auflagen zum Schutz vor 

Infektionen
Veranstalter, bei juristischen 
Personen Geschäftsführung o.ä. 500 Euro bis 1.500 Euro

§ 3a Abs. 1
und 2

Nichteinhaltung der Fahrt- und Reiseverbote Fahrender / Reisender
250 Euro bis 1.000 Euro

§ 3a Abs. 3 Verstoß gegen Mitführpflicht der 
Pendlerbescheinigung u.a.

Fahrender / Reisender
100 Euro bis 500 Euro

§ 4 Abs. 1 Betrieb einer der genannten Einrichtungen Person, die die Entscheidung 
über die Öffnung trifft 2.500 Euro bis 5.000 Euro

§ 4 Abs. 2 Betrieb einer nach § 4 Abs. 2 i.V.m. einer Verordnung
des Sozialministeriums untersagten Einrichtung bzw.
Nichteinhalten einer Auflage für den Betrieb einer  
Einrichtung

Person, die Entscheidung über 
Öffnung trifft

2.500 Euro bis 5.000 Euro
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§ 4 Abs. 3 Verstoß gegen die Mischsortimentsregelungen Person, die die Entscheidung 
über die Öffnung trifft 200 Euro bis 4.000 Euro

§ 4 Abs. 3a Betreiben einer untersagten Einrichtung nach § 4 
Abs. 1 und 2, die zusammen mit einer Poststelle 
oder Paketdienst betrieben wird, wenn der 
erwirtschaftete Umsatz der Poststelle oder des 
Paketdienstes eine untergeordnete Rolle spielt. 
Für den Brief- und Paketversand erforderliche 
Nebenleistungen sind davon ausgenommen.

Person, die die Entscheidung 
über die Öffnung trifft

2.500 Euro bis 5.000 Euro
§ 4 Abs. 5 Nichteinhaltung der Vorgaben zum Infektionsschutz Betreiber 250 Euro bis 1.000 Euro
§ 6 Abs. 1, 2 Zutritt zu einer Einrichtung trotz Betretungsverbot Besucher der Einrichtung 250 Euro bis 1.500 Euro
§ 6 Abs. 4 Zutritt durch Personen mit erhöhtem Infektionsrisiko 

zu einer Einrichtung trotz Betretungsverbot
Besucher der Einrichtung

500 Euro bis 2.000 Euro
§ 6 Abs. 7 Durchführung von Gruppenangeboten im 

Vor- und Umfeld von Pflege
Veranstalter

250 Euro bis 1.000 Euro
§ 7 Zutritt durch Personen mit erhöhtem Infektionsrisiko 

zu einer Einrichtung trotz Betretungsverbot
Personen, 
die die Einrichtung betreten 250 Euro bis 1.000 Euro

Es ist zu berücksichtigen, ob ein Erstverstoß oder ein Folgeverstoß vorliegt. Im Wiederholungsfalle kann nach § 17 OWiG, § 73 Abs. 
2 IfSG eine Geldbuße von bis zu 25.000 Euro verhängt werden. 
Wird durch eine Handlung gegen mehrere Tatbestände verstoßen, so ist das Bußgeld angemessen zu erhöhen.

NUSSDORF
EBERDINGEN
HOCHDORF/ENZ

Aufruf
Die Gemeinde sucht dringend Mietwohnungen oder Miets-
häuser zur Unterbringung von Flüchtlingen.
Die Anzahl der Menschen, die zu uns gekommen sind und 
uns vom Landratsamt im Wege der Anschlussunterbringung 
zugewiesen werden, steigt stetig. Die bisher kommunalen Un-
terkünfte sind belegt. Um weitere zugewiesene Personen unter-
bringen zu können, sucht die Gemeinde dringend Wohnungen 
oder Häuser, die angemietet werden können. Die Gemeinde-
verwaltung bittet Vermieter, die Interesse an einer Vermietung 
ihrer Immobilie haben, sich an Ordnungs- und Sozialamtsleiter 
Bernd Unmüßig, Tel. 07042 799304 bzw. bernd.unmueßig@
eberdingen.de oder Bürgermeister Peter Schäfer, Tel. 07042 
7990 bzw. peter.schaefer@eberdingen.de zu wenden.
Bürgermeisteramt

!!!! Vorgezogener Redaktionsschluss!!!!
Anlässlich der Osterfeiertage gilt folgender Redaktionsschluss 
für KW 15:

Montag, 06.04. um 8.30 Uhr
Bürgermeisteramt Eberdingen

Altersjubilare

Wir gratulieren recht herzlich 

im OT Eberdingen am
05.04. zum 80. Geburtstag, 
Rita Kühn, Hesselstr. 42

im OT Hochdorf/Enz am
03.04. zum 75. Geburtstag, 
Elisabeth Pubrl, 
August-Lämmle-Str. 25
05.04. zum 70. Geburtstag, 
Klaus-Peter Einbrodt, Keltenstr. 19

Wir wünschen allen Jubilaren für das neue Lebensjahr Glück, 
Gesundheit und Zufriedenheit.
Bürgermeister Peter Schäfer

Sollten Sie keine Veröffentlichung wünschen, melden Sie sich bitte 
beim Einwohnermeldeamt oder in den Verwaltungsaußenstellen.
Bürgermeisteramt

Zum Fest der
GOLDENEN HOCHZEIT

am 03. April 2020
von

Ursula und Ernst Kranich
wohnhaft im OT Eberdingen

gratulieren wir recht herzlich und wünschen Ihnen alles Gute 
für den weiteren gemeinsamen Lebensweg.

Gemeindeverwaltung und Gemeinderat
Bürgermeister Peter Schäfer

Sprechzeiten der Gemeindeverwaltung für 
Besucher

Terminvereinbarung mit dem Bürgermeister
Wenn Sie ein besonderes Anliegen haben und eine zeitnahe 
Besprechung mit dem Bürgermeister wünschen, so wenden 
Sie sich bitte an die Mitarbeiterin des Bürgermeisters, Frau 
Andrea Wenninger, unter Tel. 07042/7990. Sie erhalten einen 
schnellstmöglichen Besprechungstermin.

Das Rathaus Eberdingen mit den Außenstellen Hochdorf 
und Nussdorf sind b.a.w. geschlossen.

Sicherstellung der  
Informationsversorgung

Lesen Sie das ePaper Ihres Amtsblattes/Ihrer Lokalzeitung 
bis zum 15.06. kostenfrei.  
Die digitale Ausgabe finden Sie vollständig auf: 
www.lokalmatador.de/epaper
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Öffnungszeiten Keltenmuseum
Hochdorf/Enz

Das Keltenmuseum ist b.a.w. geschlossen.

Öffnungszeiten der Ausstellung
im Rathaus Nussdorf

Die Ausstellung im Nussdorfer
Rathaus ist aus den bekannten

Gründen bis auf Weiteres 
GESCHLOSSEN !!!

Öffnungszeiten der Ortsbüchereien

Die Büchereien sind b.a.w. geschlossen

Feuerwehr Eberdingen
www.ffw-eberdingen.de

Die Übungszeiten werden bis auf weiteres ausgesetzt.

Müllabfuhr

Donnerstag 02.04. Biogut + Restmüll 1100 L
Dienstag 07.04. Flach 1100 L
Donnerstag 09.04. Restmüll + Restmüll 1100 L

Coronavirus: Erweiterte Entsorgungshinweise
Vergangenen Freitag veröffentlichte die Abfallverwertungsgesell-
schaft des Landkreises Ludwigsburg (AVL) Entsorgungshinweise 
für Hygieneabfälle von Personen, die in Zeiten des Coronavirus 
krankheitsbedingt zu Hause beziehungsweise in häuslicher Qua-
rantäne sind. Diese Vorgaben haben sich nun für Personen, die 
positiv auf SARS-CoV-2 getestet oder unter Quarantäne gestellt 
sind, verschärft. In diesen Fällen sind generell alle Abfälle und 
Wertstoffe wie Papier, Verpackungen oder Biomüll für die Dauer 
der Erkrankung oder Quarantäne über die schwarze Restmüll-
tonne zu entsorgen. Bislang galt diese Regelung nur für Hygie-
neabfälle wie Taschentücher. 
Weiterhin gilt: Um sicherzugehen, dass keine Infektionsgefahr 
besteht, dürfen die Abfälle nicht lose in die Restmülltonnen ein-
geworfen werden, sondern nur in einer fest zugeknoteten stabilen 
Plastiktüte. Geringe Mengen an flüssigen Abfällen müssen mit 
saugfähigem Material aufgesaugt werden, bevor sie in Müllsäcke 
gegeben werden. Spitze und scharfe Gegenstände wie Spritzen 
oder Glasscherben müssen in bruch- und durchstichsichere Ein-
wegverpackungen verpackt werden. Der Deckel der Restmüllton-
ne muss geschlossen sein, um eine Verunreinigung der Straße zu 
vermeiden. Müllsäcke dürfen nicht frei zugänglich neben den Müll-
tonnen stehen, um Gefahren für Dritte auszuschließen. Sind die 
Mülltonnen bereits gefüllt, müssen die Mülltüten bis zur nächsten 
Leerung gesichert an einem möglichst kühlen Ort (z. B. Keller) ge-
lagert werden. Der Restmüll kommt in die Müllverbrennungsanlage 
und wird dort thermisch verwertet. Viren werden sicher abgetötet. 
Dort besteht deshalb kein weiteres Infektionsrisiko.

Einrichtungen des Gesundheitsdienstes finden eine Liste mit ge-
werblichen Medizinalentsorgern unter: www.avl-lb.de/gewerbe/
service/private-dienstleister/ 
Das AVL-ServiceCenter ist telefonisch von Montag bis Freitag 
erreichbar unter 07141 1442828 sowie per E-Mail unter service-
center@avl-lb.de. Ein entsprechendes Infoblatt hat die AVL auf 
ihrer Internetseite www.avl-lb.de unter Privatkunden / Wertstoffe 
und Abfälle / Corona-Abfälle hochgeladen. 

Vorerst keine Schadstoffsammlungen
Aufgrund der Ansteckungsgefahr mit dem Corona-Virus kann bei 
den in nächster Zeit anstehenden Sammlungen des Schadstoff-
mobils die Sicherheit der Mitarbeiter und Kunden nicht gewähr-
leistet werden. Daher wird die AVL ab sofort bis auf weiteres 
keine mobilen Schadstoffsammlungen mehr durchführen. Wie bei 
den vorsorglich geschlossenen Wertstoffhöfen handelt es sich 
hierbei um eine Sicherheitsmaßnahme, damit die Leistungsfä-
higkeit der Abfallentsorgung insgesamt nicht gefährdet wird. Im 
Notfall, zum Beispiel bei besonders gefährlichen Schadstoffen, 
kann ein Termin im Sonderabfall-Zwischenlager in Ludwigsburg-
Poppenweiler vereinbart werden. Vor der Anlieferung muss eine 
Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 07141 8442-16 
werktags zwischen 9.00 und 11.00 Uhr erfolgen.

Schulnachrichten

Grundschule Eberdingen

Am 19. Februar war es soweit! Wir fuhren nach Egenhausen in 
das Sport- und Freizeitheim Kapf, um dort unsere Schulland-
heimtage zu verbringen.
Nach der Begrüßung durch den Hausleiter, dem Einrichten un-
serer Zimmer und einem leckeren Mittagessen starteten wir 
auf eine 4,5 km-lange GPS-Tour durch das Naturschutzge-
biet „Egenhäuser Kapf“. Unseren ersten Abend verbrachten wir 
gemütlich mit einem tollen Film. Am nächsten Morgen nach 
dem Frühstück stand Bogenschießen auf dem Programm. Am 
Nachmittag war für uns die Turnhalle reserviert, wo wir mit 
28.000 Dominosteinen stundenlang die verschiedensten Ideen 
in Domino-Bauwerke umsetzten. Nach dem Abendessen trugen 
wir sämtliche mitgebrachten Spiele in unseren Gemeinschafts-
raum für den Spieleabend zusammen. Die Freizeit zwischen den 
Aktionen und Mahlzeiten durften wir selbst gestalten. So waren 
manche von uns dann auf den Zimmern, andere an der Tisch-
tennisplatte und wieder andere draußen an der Boulderwand. 
Beim Frühstück, am 21. Februar, unserem Abreisetag, gab es 
sogar noch eine Überraschung – Muffins für unser Geburtstags-
kind und die ganze Klasse. Danach ging es auf die Heimreise 
nach Nussdorf, wo unsere Eltern uns an der Schule erwarteten.
Klasse 4A
S. Bourges

Wohnungseinbrüche passieren zu jeder Tageszeit. 

Einbrecher sind 
tag- und nachtaktiv.

www.polizei-beratung.de
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Wichtige Fernsprechanschlüsse,
Sprechzeiten usw.

Gemeindeverwaltung Tel. 7990

Internet: www.eberdingen.de
E-Mail: buergermeisteramt@eberdingen.de
Zentralverwaltung
Rathaus Eberdingen
Stuttgarter Str. 34
71735 Eberdingen
Öffnungszeiten:
Montag - Freitag b.a.w. geschlossen

Durchwahlnummern
Bürgermeister 799 401
Sekretariat 799 402
Fax 799 466
Bauamt
Amtsleiter 799 306
Stellv. Amtsleiterin 799 307
Fax 799 477
Kämmerei und Personalamt
Amtsleiter 799 315
Sekretariat 799 316
Liegenschaften 799 317
Steueramt (KAG-Beiträge) 799 308
Steueramt (Wasserzins, Grundsteuer, Ge-
werbesteuer, Hundesteuer, stellv. Kasse)

799 309

Kasse 799 311
Fax 799 488
Ordnungs- und Sozialamt
Amtsleiter 799 304
Sekretariat (KiGa-Gebühren, Ferienbetreuung, 
Verlässliche Grundschule)

799 302

Hallenbelegung, Ortseingangstafeln 799 204
Gemeindevollzugsbediensteter 799 205
Fax 799 499
Einwohnermeldeamt (Ausweise,
Fundsachen, Gewerbean-/-abmeldungen) 799 203
Standesamt, Friedhof 799 202
Fax 799 455
Gemeindebauhof 819 9898
Fax 81 999 07
Wassermeister 0171 950 6490
stv. Wassermeister 0171 950 6518
Freibad und Kiosk
Öffnungszeiten: 9.30 - 19.30 Uhr
geöffnet in der Regel von Mai - September
Schwimmmeister 815 2247
Kiosk 370 743
Verwaltungsaußenstellen:
Hochdorf/Enz
Hauptstraße 1, 71735 Eberdingen 7095
Öffnungszeiten:
Montag, Mittwoch, Freitag b.a.w.geschlossen
Fax 81 74 27
Nussdorf
Martinstr. 13, 71735 Eberdingen 98 081
Öffnungszeiten:
Montag, Mittwoch, Freitag b.a.w.geschlossen
Fax 81 54 63
Keltenmuseum Hochdorf/Enz 78 911
Fax 370 744
Öffnungszeiten:
b.a.w. geschlossen

Ortsbücherei
Eberdingen 799 208
Öffnungszeiten:
b.a.w. geschlossen
Hochdorf/Enz 87 14 18
Öffnungszeiten:
b.a.w. geschlossen

Nussdorf 94 01 68
Öffnungszeiten:
b.a.w. geschlossen
Kindergärten
Eberdingen Arche Noah 7050
Hochdorf/Enz/Regenbogen 77 145
Hochdorf/Enz/Schillerschule 87 14 17
Hochdorf/Enz/Waldzwerge 81 321 64
Nussdorf/Blumenstraße 81 83 50
Nussdorf/Reischachstraße 5608
Grundschule Eberdingen
Schillerschule Hochdorf (Stammschule) 87 14-0
Fax 87 14 22
Internet: www.schule-eberdingen.de
E-Mail: sekretariat@schule-eberdingen.de
Karl-Ehmann-Schule Nußdorf (Außenstelle) 97 050-0
Fax 97 05022

Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule Hochdorf
Öffnungszeiten: 11.15 - 17.00 Uhr 87 14 21
Nussdorf
Öffnungszeiten: 11.30 - 17.00 Uhr 97 05020
Feuerwehrgerätehaus
Eberdingen 817 540
Fax 817 539
Hochdorf/Enz 78 251
Nussdorf 98 082
Forstdienststelle 07152-52488
im Forstrevier Heimerdingen Steffen Frank 
(Steffen.Frank@Landkreis-Ludwigsburg.de)

Postagentur Eberdingen, Stuttgarter Str. 51
Filiale 603
info@postagentur.net
Montag 15.00 - 18.00 Uhr
Dienstag 18.00 - 19.00 Uhr
Mittwoch - Freitag 15.00 - 17.00 Uhr
Samstag 12.00 - 13.00 Uhr

Postagentur Hochdorf/Enz, Hauptstr. 1
Filiale 602
Öffnungszeiten: 
Montag und Dienstag 14.30 - 17.30 Uhr
Mittwoch bis Freitag 9.00 - 12.00 Uhr
Donnerstag 9.00 - 12.00 Uhr

17.30 - 19.00 Uhr
Samstag 9.30 - 11.30 Uhr

AVL ServiceCenter
Telefon 07141 144 28 28
Fax 07141 144 28 29
Fachbereich Abfallgebühren 07141 144 28 00
Abfuhrreklamationen
Sperrmüll-Telefon
servicecenter@abfallwirtschaft-ludwigsburg.de
www.avl-ludwigsburg.de

Mülldeponie und Recyclinghof „Burghof“ 
Horrheim 07042 848 100
Mo.-Fr. 7.45 - 11.45 Uhr + 13.00 - 16.00 Uhr
Recyclinghof: Sa. 9.00 - 12.00 Uhr
Termine - siehe Abfallkalender

Kehrbezirke für die Kaminreinigung                     
OT Eberdingen und Nussdorf
Bezirksschornsteinfegermeister 
Michael Hrdina, Vaihingen-Riet 07042 94 06 24
OT Hochdorf/Enz
Bezirksschornsteinfegermeister
Stephan Müller, Korntal-Münchingen 0711 8386410
Umweltschäden
Landratsamt Ludwigsburg 07141 144 371
Notdienstbetrieb Elektroinnung Ludwigsburg
Notdienstbereitschaft durchgehend
zu erfahren über 07141 220 353
Wach- und Sicherheitsdienst 07141 3050
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Aktuelle Informationen
aus Ämtern, Verbänden und Vereinigungen

Anleitung für Behelfs-Mundschutz
Dies ist eine Hilfe zur Selbsthilfe. Einen Mundschutz kaufen 
gestaltet sich derzeit als schwierig. Dieser Mundschutz dient 
nicht direkt zu Ihrem persönlichen Schutz, sondern verhindert 
eine vermehrte Tröpfchenverbreitung, außerdem fassen Sie sich 
selbst nicht mehr so häufig ins Gesicht. Nähen Sie evtl. auch 
welche für Ihre Nachbarn oder ältere Menschen und Risikoper-
sonen. Wer kein waschbares Vlies hat, lässt es einfach weg. 
Die Maße des Stoffes bzw. Gummi sind gestaffelt nach den 
jeweiligen Größen.
Material:
1 x Baumwollstoff außen 36/34/32/30 cm lang x 18/17/16/15 
cm breit
1 x Baumwollstoff innen 32/30/28/26 cm lang x 18/17/16/15 
cm breit
1x waschbaren aufbügelbaren Vlies innen 32/30/28/26 cm lang 
x 18/17/16/15 cm breit
15 cm Aluminiumdraht/Schmuckdraht oder Pfeifenputzer
Einziehgummi 85/75/65/cm
Sicherheitsnadel zum Einziehen.
< Schnitt kopieren oder pausen. Auf schwarzer Linie ausschnei-
den. Vlies auf Stoffrückseite Innenstoff aufbügeln. Auf Stoffrück-
seite Schnitt aufzeichnen (mit feinem Permanentmarker). Außer-
halb der schwarzen Linie plus 1 cm Nahtzugabe ausschneiden, 
auf der Linie nähen. Die zusammengehörenden Punkte sind 
A-B-C gekennzeichnet. Sie werden in der genannten Buchsta-
benfolge genäht. Zusammenreihen oder stecken.
< Vordere Naht nähen A-B, jeweils Innen- und Außenteil
< Nähen der Kante innen durch Umklappen Nahtzugabe E auf 
die aufgemalte Linie und dann noch mal umschlagen. Zusam-
mensteppen.
< Nähen der Kante durch Umklappen Nahtzugabe E auf die 
aufgemalte Linie und dann noch mal mit Erzielung einer Öffnung 
für das Gummi weiter umschlagen. Am inneren Rand zusam-
mensteppen.
< Die Sicherheitsnadel muss durch diese Stoffröhre durchpas-
sen, um das Gummi einzuziehen.
< Beide Teile zusammenstecken. Stoffaußenseite innen.
< Nähen C1-A-C
< Nähen D1-B-D
< Öffnung an der Seite frei lassen. Wenden.
< Den Alu-Draht an den Enden aufrollen. Dann in den Mund-
schutz an die obere Naht anlegen und mit einem Steppstich 
fixieren. Durch das Aufrollen vermeidet man ein Herausrutschen 
sowie die Verletzungsgefahr wird minimiert.
< Einziehen des Gummis, wie auf der Zeichnung. Eingehend 
C-D-D1-C1 rauskommend. Verknoten oder zusammennähen. 
Dadurch wird eine Reizung hinter den Ohren vermieden.
Tipps und Tricks:
Waschen Sie den Mundschutz in einem Wäschebeutel oder 
geschlossenen Kopfkissenbezug, damit der Draht nicht Ihre 
Waschmaschine zerstört.
Nehmen Sie Baumwollstoff, der mind. 60° C waschbar ist. Aus-
rangierte Bettwäsche oder Tischdecken gehen auch.

In den entstehenden Zwischenraum können Sie ein Vlies, Tem-
potaschentuch oder evtl. auch eine luftdurchlässige Slipeinlage 
schieben. Diese können Sie auch einfach von innen aufkleben. 
Sieht niemand und schneller Wechsel bei Durchfeuchtung ist 
auch möglich. Jedes nicht gewebte Material erhöht die Filter-
wirkung.
Das Kernzeitteam aus Eberdingen/Hochdorf wünscht Ihnen alles 
Gute und hofft, Ihnen mit dieser Vorlage, inspiriert von craftpas-
sion.com, eine Freude zu machen.
Bleiben Sie gesund!
Viele liebe Grüße Eleonore Unkel-Schäufelin / Kernzeitteam Eber-
dingen-Hochdorf

Landratsamt Ludwigsburg

Corona-Hotline: Ausweitung der Service-Zeiten
Die Corona-Hotline des Landratsamtes weitet die Servicezeiten aus.
Die einheitliche Rufnummer 07141-144-69400 ist zentrale Anlauf-
stelle für alle Fragen rund um die Pandemie. Unter der Telefon-
nummer 07141-144-69400 hat das Landratsamt Ludwigsburg 
eine Corona-Hotline eingerichtet. Aufgrund der Vielzahl an Anrufen 
werden ab Mittwoch, 1. April, die Service-Zeiten ausgeweitet. 
Die Hotline für die Einwohner des Landkreises ist von Montag 
bis Freitag von 8.00 bis 18.00 Uhr erreichbar. Die einheitliche 
Telefonnummer ist ab sofort zentrale Anlaufstelle sowohl für die 
Terminvergabe in der Teststelle bei begründeten Verdachtsfällen 
als auch für wichtige Fragen rund um die Auswirkungen der 
Corona-Pandemie. Informationen gibt es auch im Internet un-
ter www.landkreis-ludwigsburg.de/de/gesundheitveterinaerwesen/
gesundheit/neues-zu-coronaviren. Dort werden unter den FAQs 
eine Reihe immer wieder auftretender Fragen beantwortet. Die 
Kreisbehörde bittet darum, sich vor einem Anruf zu informieren. 
Dort werden viele Informationen zu Fragen zur Verfügung gestellt, 
die dann in der Hotline nicht mehr gestellt werden müssen.

Das Landratsamt informiert:

Corona-Krise:
Auf was man achten muss, wenn man in häuslicher Qua-
rantäne ist
Mit den steigenden Covid-19-Fallzahlen im Landkreis Ludwigs-
burg müssen auch immer mehr Menschen zu Hause in Quaran-
täne bleiben. Das Gesundheitsdezernat des Landratsamts Lud-
wigsburg erklärt, wie man sich in der Isolierung richtig verhält. 
Eine häusliche Quarantäne oder häusliche Isolierung wird über 
die zuständigen Städte und Gemeinden angeordnet. Alle Perso-
nen, die selbst an Covid-19 erkrankt oder enge Kontaktpersonen 
zu positiv getesteten
Menschen sind, erhalten die Anordnung. Als enge Kontaktperson 
gilt derjenige, dessen Abstand zur erkrankten Person weniger als 
zwei Meter und länger als 15 Minuten war.
Häusliche Quarantäne – was bedeutet das für mich?
Ich darf meine Wohnung erst einmal nicht verlassen. Einkaufen 
oder Ähnliches ist nicht erlaubt. Ich darf aber noch alleine drau-
ßen spazieren gehen oder mit dem Hund „Gassi“ gehen. Den 
Kontakt zu anderen Menschen muss ich vermeiden. In der Woh-
nung muss ich den Kontakt zu meinen Mitbewohnern trennen. 
Ich darf nicht mehr mit einer anderen Person, die nicht unter 
häuslicher Quarantäne steht, in einem Zimmer schlafen. Auch 
den gleichzeitigen Aufenthalt beispielsweise in Küche oder Bad 
muss ich vermeiden. Wichtig ist selbstverständlich eine gute Hy-
giene. Hierzu gehört häufiges Händewaschen mit Seife wie auch 
die Einhaltung der Nies- und Hustenetikette. Kontaktpersonen 
müssen während der Zeit der häuslichen Quarantäne eine Art 
Symptomtagebuch führen.
Sie messen zweimal täglich ihre Körpertemperatur und achten 
auf Symptome wie Husten, Schnupfen, Halsschmerzen oder 
Halskratzen, Kopf- und Gliederschmerzen, Atemprobleme, Übel-
keit, Erbrechen, Bauchschmerzen oder Durchfall. Sollte eines 
dieser Symptome in den 14 Tagen der häuslichen Quarantäne 
auftreten, setzen sich die Kontaktpersonen bitte umgehend mit 
dem Hausarzt, dem Gesundheitsamt oder der Gemeinde in 
Verbindung, von der sie die Anordnung erhalten hat. Mit dem 
Auftreten der Symptome gilt die Kontaktperson nun selbst als 
krankheitsverdächtig.

Liebe Eltern, liebe Kinder,
auch die Veranstaltungen von VENA e.V. werden gemäß der Ver-
ordnung der Landesregierung über infektionsschützende Maßnah-
men gegen die Ausbreitung des Virus SARS-Cov-2 (Corona-Ver-
ordnung – CoronaVO) bis einschließlich 15. Juni 2020 ausgesetzt.
Wir wünschen Ihnen und Ihren Kindern viel Gesundheit bis zum 
Ende der Krise.
Ihr VENA-Team(Skizze siehe Seite 15)
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Agentur für Arbeit Ludwigsburg

Beschäftigungspflicht schwerbehinderter Menschen wird 
jährlich überprüft – Verlängerung der Meldepflicht bis zum 
30. Juni 2020 
Arbeitgeber können Anzeigen für die Beschäftigung schwerbe-
hinderter Menschen bis zum 30. Juni 2020 erstatten. Gleiches 
gilt für die Zahlung der Ausgleichsabgabe.
Private und öffentliche Arbeitgeber mit mindestens 20 Arbeits-
plätzen (beschäftigungspflichtige Arbeitgeber), sind gesetz-
lich verpflichtet, auf mindestens fünf Prozent der Arbeitsplät-
ze schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen. Die Frist zur 
Überprüfung, ob die Beschäftigungspflicht im Kalenderjahr 2019 
erfüllt wurde, wird vom 31. März 2020 auf den 30. Juni 2020 
verlängert. Gleiches gilt für die Zahlung der Ausgleichsabgabe. 
Bis dahin müssen die beschäftigungspflichtigen Arbeitgeber der 
für ihren Sitz zuständigen Agentur für Arbeit ihre Beschäftigungs-
daten anzeigen.
Das bedeutet, dass die Bundesagentur für Arbeit bis zu die-
sem Zeitpunkt keine Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen einer 
verspäteten Abgabe einleiten wird und die Integrations- und 
Inklusionsämter für die Zeit vom 1. April bis zum 30. Juni 2020 
keine Säumniszuschläge erheben werden. Die Förderung der 
Beschäftigung von schwerbehinderten und gleichgestellten Men-
schen wird dadurch nicht beeinträchtigt werden. 


